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Traktanden Geschéfts-
nummer
1. - Flankierende Massnahmen zum Neubau des Fussballstadions Wankdorf 316

im Wohnquartier Wankdorffeld: Projektdnderung Tellstrasse
Motion Fraktion SP (Edith Madl Kubik) vom 25. April 1996: ,Ja zum
Fussballstadion Wankdorf; Abschreibung (PBV: Stickelberger/PVT:
Tschappat)
2. Motion Andreas Hofmann (SP) vom 14. September 1995: Wohnen auf der 317
Tellstrasse; Abschreibung (PBV: Stlickelberger/PVT: Tschappat)
3. Motion Fraktion GFL/EVP (Ueli Stlickelberger, GFL): Tramkonzept Region 01.000198
Bern statt isoliertes Projekt Tram Bern West; Abschreibung (PBV: Flucki-
ger/PVT: Tschappat)
4. Dringliche Interpellation Fraktion SVP/JSVP (Hans Ulrich Granicher, SVP): 04.000292
,LCombino“-Strassenbahnen weisen offenbar gravierende Konstruktions-
fehler auf; schaut der Gemeinderat zu, bis sich ein Unfall ereignet oder for-
dert er BernMobil zu raschem Handeln auf? (PVT: Tschappat)
5. Dringliche Interpellation Margrit Thomet (SVP): Sperrung der Morgenstrasse 04.000261
und Burgunderstrasse mit Pollern — Konzeptlose Verkehrspolitik der Stadt
Bern! (PVT: Tschappat)
6. Motion Michael Jordi (GB): Quartierschonender Guisanplatz; Fristverlange- 98.000475
rung (PVT: Tschappat)
7. Motion Fraktion SP (Oskar Balsiger) vom 29. Mai 1997: ,Kinder in der Stadt 98.000647
Bern — Schulhduser mit sicherem und gesundem Umfeld; Fristverlangerung
(PVT: Tschappat)
8. Postulat Oskar Balsiger (SP): Abstimmen der Vertikalsignalisation auf die 04.000181
Netzstruktur von ,Veloland Schweiz“ und ,Veloland regional® (PVT:
Tschappat)
9. Postulat Fraktion SP/JUSO (Raymond Anliker, SP): ,Job-Bare-Abi“ flr die 04.000182
stadtischen Angestellten (PVT: Tschappéat)
10. Interpellation Thomas Weil (SVP): Bern 2005 — UNESCO Weltkulturerbe 04.000196
oder Grossbaustelle in der Unteren Altstadt? (PVT: Tschappat)
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Prasenzliste der Sitzung 17.00 bis 19.55 Uhr
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Prasidentin Margrit Stucki-Mader

Anwesend

Hans Peter Aeberhard
Michael Aebersold
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Thomas Balmer
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Conradin Conzetti
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Martina Dvoracek

Karin Feuz-Ramseyer
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Hans Ulrich Granicher
Thomas Goéttin

Entschuldigt
Christof Berger
Peter Bernasconi
Markus Blatter
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Guglielmo Grossi

Vertretung Gemeinderat
Adrian Guggisberg HSE

Entschuldigt
Klaus Baumgartner PRD
Ursula Begert DSI

Ratssekretariat
Annina Jegher

Rolf Haberli

Ueli Haudenschild
Kurt Hirsbrunner
Stephan Hugli

Natalie Imboden
Mario Imhof

Daniele Jenni

Stefan Jordi

German Kalbermatten
Rudolf Keller
Margareta Klein-Meyer
Andreas Krummen
Daniel Lerch

Liselotte Luscher
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Christian Michel
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Rosmarie Okle Zimmermann
Lydia Riesen

Simon Réthlisberger
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Catherine Weber
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Andreas Zysset

Peter Kiinzler
Corinne Mathieu
Christoph Miller
Max Suter

Alexander Tschappat PVT

Kurt Wasserfallen FPI

Stadtkanzlei
Irene Maeder Marsili
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Mitteilung der Prasidentin

Die Vorsitzende begriusst den Stadtrat und die anwesende Quartierbevdlkerung herzlich zur
Ratssitzung im Quartierzentrum Gabelbach.

Personliche Erkldarung

Conradin Conzetti (GFL): Da ich mehrmals gefragt wurde, wie man denn ins Gabelhaus kom-
me, kam ich zum Schluss, dass einige Stadtrate zum ersten Mal hier sind. Fir mich ist es hier
ein Heimauftritt, ich habe in diesem Raum schon oft mit der Kirchgemeinde Suppe gegessen,
bin Sitzungen beigewohnt, habe Auslander- und Solidaritatsfeste gefeiert und Predigten ge-
halten. Wir fiihlen uns hier in Bethlehem nicht als Teil von Biimpliz, sondern als selbstandiges
Quartier. Vier von zehn Leuten im Stadtteil 6 wohnen in Bethlehem. Es gibt ungefahr 12 700
Einwohnende, das heisst etwa 10% der Stadtbevélkerung. 36% davon kommen aus dem
Ausland. Wenn ich richtig gezahlt habe, sind im Stadtrat jedoch nur vier Leute aus Bethlehem.
Das sind Walter Christen, Jacqueline Gafner, Erich Ryter und ich. Parteipolitisch sind wir
ausgesprochen ausgewogen zusammengesetzt. Vier Leute von 80 sind aber nur 5%, deshalb
fuhlen wir uns sehr untervertreten. Deshalb reichen wir eine Initiative ein und fordern eine
Quote ,Sieben statt vier aus Bethlehem im Stadtrat®.

Eigentlich ist das Gabelhaus ein Kirchgemeindehaus. In den spaten Sechzigerjahren fanden
sowohl die reformierte Kirchgemeinde wie die Gabelbach Immobilien AG, in der Neulberbau-
ung kénnte man eigentlich eine Kirche bauen, wichtiger ware aber eine Art Zentrum fir Kirche
und Quartier. ,Kirche fir die Stadt* nannte man das damals, deshalb hat die Kirche auf ein
eigenes Haus im Quartier verzichtet und gemeinsam mit der Stadt, den Baugesellschaften
und den Bewohnervereinen das Zentrum gegrindet. 1971 wurde das Kirchgemeindehaus und
Gemeinschaftszentrum er6ffnet. So ist es bis heute geblieben, das Gabelhaus gehért der re-
formierten Kirche, sie vermietet es der Vereinigung fir Beratung, Integrationshilfe und Ge-
meinwesen (VBG). Die Kirche verzichtet auf die Mietertrage und tGbernimmt die Nebenkosten,
die ungefédhr 170 000 Franken jahrlich betragen. Die VBG bezahlt die Mitarbeitenden zusam-
men mit dem Gabelbachverein und betreibt das Gabelhausprogramm. Sabine Scharrer, die
Prasidentin des Vereins, bestatigte mir, dass die Zusammenarbeit sehr gut funktioniere. Zum
Umkreis des Hauses gehdéren Keramikateliers, ein kleiner Tierpark, das Hallenbad und die
Bibliothek. Im Haus gibt es Programme mit Kinder- und Jugendarbeit, teilweise auch von der
Kirchgemeinde, Lehrlingsarbeit, Kaffe, Alters- und Jassnachmittage, Gottesdienste, Kompost-
und Keramikgruppen und neu auch Stadtratssitzungen. Ich freue mich sehr, dass der Stadtrat
heute hier ist und heisse ihn herzlich willkommen.

- Die Traktanden Nr. 1, 2 und 6 werden gemeinsam behandelt. -

1 - Flankierende Massnahmen zum Neubau des Fussballstadions Wankdorf im
Wohnquartier Wankdorffeld: Projektanderung Tellstrasse
- Motion Fraktion SP (Edith Madl Kubik) von 25. April 1996: ,,Ja zum Fussballsta-
dion Wankdorf“; Abschreibung

Geschaftsnummer 316

1. Der Stadtrat nimmt Kenntnis vom Bericht des Gemeinderats betreffend flankierende
Massnahmen zum Neubau des Fussballstadions Wankdorf im Wohnquartier Wankdorffeld;

666



Protokoll Nr. 15 | Stadtratssitzung, 13. Mai 2004

Projektanderung Tellstrasse und Motion Fraktion SP (Edith Madl Kubik) betreffend ,Ja
zum Fussballstadion Wankdorf” vom 25. April 1996.

2. Er genehmigt die beantragte Projektdnderung zur Einfihrung von Tempo 30 auf der Tell-
strasse. Vorbehalten bleiben Anpassungen, die sich bei der Ausfiihrung als notwendig er-
weisen und den Gesamtcharakter des Vorhabens nicht verandern.

3. Die Finanzierung der Massnahmen erfolgt zulasten des Kredits, den der Stadtrat mit SRB
315 vom 25. November 1999 bewilligt hat.

4. Die Motion der Fraktion SP (Edith Madl Kubik) betreffend ,Ja zum Fussballstadion Wank-
dorf” vom 25. April 1996, vom Stadtrat erheblich erklart am 20. Marz 1997, wird abge-
schrieben.

5. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug dieses Beschlusses beauftragt.

2 Motion Andreas Hofmann (SP) vom 14. September 1995: Wohnen auf der Tell-
strasse; Abschreibung

Geschaftsnummer 317

Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion Andreas Hofmann (SP) vom 14. Sep-
tember 1995 betreffend ,Wohnen auf der Tellstrasse® abzuschreiben.

6 Motion Michael Jordi (GB): Quartierschonender Guisanplatz; Fristverlangerung

Geschaftsnummer 98.000475

1. Der Stadtrat nimmt Kenntnis vom Bericht des Gemeinderats zur Motion Michael Jordi
(GB): Quartierschonender Guisanplatz.
2. Er stimmt einer Fristverlangerung bis Ende 2005 zu.

Ueli Stiickelberger (GFL) fur die PBV: Ich spreche nur zu Traktanden 1 und 2. Es geht um die
flankierenden Massnahmen betreffend 6V beim Fussballstadion Wankdorf, vorab um die An-
derung der Tellstrasse. Damit verbunden ist die Abschreibung der Motion Hoffmann, die an
der Tellstrasse Wohnbauten vorsah. Die Motion Madl, welche flankierende Massnahmen zum
Fussballstadion forderte, wurde im April 1996 eingereicht. Wir haben die Motion am 20. Marz
1997 Uberwiesen. Ein erster Kredit, der die Motion umsetzte, wurde Ende 1999 beraten. Es
ging um den Grossteil der flankierenden Massnahmen. Wir haben alles beschlossen, mit Aus-
nahme der Tellstrasse. Diese flankierenden Massnahmen sind nun in der Umsetzungsphase.
Wir haben den Teil Tellstrasse zurickgewiesen und gefordert, diesen zusammen mit der Mo-
tion Hoffmann zu beraten. Heute geht es nur noch um die Tellstrasse. Es sollen neu alle
Parkplatze auf dem Tellplatz aufgehoben werden, dagegen werden gleich viele Parkplatze an
Ubrigen Standorten erstellt. Neu soll blaue Zone und Tempo 30 erstellt werden. Das braucht
keinen neuen Kredit, denn die Massnahmen sind nicht sehr teuer und kénnen mit dem beste-
henden gedeckt werden. Der zweite Teil betrifft eine bestmdgliche 6V-Erschliessung des Sta-
dions Wankdorf; dieser Teil ist mit der Verlangerung der Linie 20 erfillt. Die Mehrheit der
Kommission findet sinnvoll, die Tellstrasse zu sanieren und Tempo 30 einzufihren. Wenn das
Stadion gebaut ist, findet die Kommission es wichtig, auch die Wohnbevdlkerung zu schiitzen,
namentlich vor dem Suchverkehr des Stadions. Auch die verbleibenden Parkplatze sollen fir
die Anwohnenden reserviert bleiben. Die GFL/EVP-Fraktion ist derselben Meinung wie die
PBV. Umstritten waren in der Kommission die blaue Zone und Tempo 30.
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Die Abschreibung der Motion Hoffmann ist die Folge des ersten Geschafts. Wenn der Verkehr
mit einem Tempo 30-Regime neu gestaltet wird, kann man nicht gleichzeitig Wohnbauten er-
stellen. Es ist sowohl mit dem Motionar wie auch mit der SP Bern-Nord und der Quartierkom-
mission abgesprochen, dass man im Gegenzug zur Sanierung auf die Umsetzung der Motion
Hoffmann verzichtet. Die Kommission empfiehlt, die Motion Madl abzuschreiben, den Antra-
gen des Gemeinderats zu Traktandum 1 zuzustimmen und die Motion Hoffmann ebenfalls
abzuschreiben.

Fraktionserklarungen

Thomas Balmer fur die Fraktion FDP: Ich spreche zuerst zu den flankierenden Massnahmen.
Der Unterschied zwischen der Stadt und dem Land besteht darin, dass die Hauser direkt an
die Strasse angrenzen und die Verkehrsverbindungen einem wirtschaftlichen Zentrum ent-
sprechen. Den Strassen verdanken die Stadte ihr Entstehen. An allen Verkehrsknotenpunkten
entstanden urbane Zentren mit wirtschaftlichem Potential. Flamatt und Dudingen an der
Hauptverkehrsachse prosperierten, Tafers als ehemaliges Zentrum stagnierte. Dass dort im-
mer noch die Verwaltung ist, interessiert nicht. Die Stadt Bern gibt mit solchen Massnahmen
ihren Vorteil einer mit gemischter Nutzung durchsetzten Struktur zunehmend auf. Industrie
und Gewerbe verlassen die Stadt ganz, Dienstleistungen gehen an die Peripherie und die
Stadt selbst verliert nicht nur Arbeitsplatze, sondern auch Einwohner. Die Umsetzung der
flankierenden Massnahmen an der Tellstrasse ist eine Selbstbeschrankung und der Verlust
eines aktiven urbanen Zentrums. Vermutlich wird es dort so ruhig wie in der Fussgangerzone
Bumpliz. Offensichtlich ist das die Absicht der Motiondre und von RGM, die damit jedoch kei-
ne einzige Wohnung und kein Arbeitsplatz schaffen, daflr aber Velostreifen, obwohl es dort
keine Velofahrer hat. Wir lehnen das Projekt und den Kredit ab, der Abschreibung stimmen
wir nicht als erflllt, sondern als Ubererfillt zu.

Zur Motion Hoffmann: Der Vorstoss zu einer Uberbauung auf der Tellstrasse war in all den
Jahren sicherlich das Unsinnigste, das ich in meiner Zeit als Stadtrat erlebt habe. Es ist das
Ergebnis einer Denkweise, die den Verkehr mittels einer quer Ulber die Strasse gebauten
Siedlung nicht nur einschrankt, sondern eigentlich blockiert. Es ist eine isolationistische Hal-
tung, die alles Leben, alle Verbindungen und Briicken abbricht und ein Quartier mit einer
Mauer absperrt. Selbstverstandlich schreiben wir die Motion ab. Es wird Zeit, solch unsinnige
Beschaftigung der Verwaltung abzubrechen.

Der Fristverlangerung Guisanplatz stimmen wir zu, da die Chance besteht, dass ein kiinftiger
Gemeinderat es besser machen wiirde.

Fur die Fraktion GB/JA!/GPB Martina Dvoracek (GB): Die drei Traktanden haben einen sach-
lichen Zusammenhang. Das Nordquartier droht im Verkehrschaos und dem Parksumpf zu
ersticken. Wir missen Gegensteuer geben. Es gibt folgende Gefahrenquellen: Erstens: Den
Annexbetrieb des Fussballstadions, das Einkaufzentrum, den Fachmarkt und die Biros. Da
wird Verkehr in grossem Ausmass angezogen. In der Sempachstrasse wurde ein bisschen
zuruckgebaut, nun mit der Abschreibung der Motion auch in der Tellstrasse. Zudem ist zuge-
sichert, dass der Rasengitterparkplatz auf der Allmend zu Gunsten von neuen Tiefgaragen
aufgehoben wird. Wie aber die Verkehrszunahme durch die Kapazitatserweiterung aufgefan-
gen werden soll, ist nicht bekannt. Sollte zu Gunsten des Wankdorf-Coops auch der Breiten-
rain-Coop aufgehoben werden, wirde ein weiteres, unerwiinschtes Verkehrsaufkommen ent-
stehen. Eine zweite Gefahrenquelle ist das Fussballstadion Stade de Suisse Wankdorf. Ne-
ben den Sportveranstaltungen werden von den Betreibern Konzerte und andere Grossanlasse
veranstaltet, die das Stadion rentabel machen sollen. Die Frage ist aber, wie all die Besucher
kommen und wohin werden sie gewiesen? Die Gefahrenquelle Nummer 3: Die bestehende
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BEA, die gemass Absichten einen zweiten Frihling erleben soll. Die bisherige Belastung war
vor allem an den Ausstellungstagen fir die Quartierbevolkerung eine ziemliche Qual. Die
vierte Gefahrenquelle ist das Kleemuseum. Ein Teil der Besucherinnen und Besucher wird
sicherlich die Anfahrt durch das Nordquartier wahlen, was wieder Zusatzverkehr bringt. Die
funfte Gefahrenquelle stellt das neue Eisstadion dar, das 2009 WM-tauglich werden und auch
mit weiteren Nutzungen finanziert werden soll. Es bringt noch mehr Besucher und Biros. Die
Gefahrenquelle Nummer sechs ist der ESP Wankdorf, der vor allem hinter dem Schlachthof
neuen Verkehr bringt. Die letzte Gefahrenquelle ist der geplante Wankdorfkreisel. Er erhoht
die Verkehrskapazitat nach aussen und innen. Der nachste Engpass am Guisanplatz ist
schon absehbar. Unsere Fraktion findet auch, dass ohne Entwicklung und Bewegung nichts
geht. Es ist auch klar, dass die Interessen immer abgewogen werden mussen. Bisher wurde
jedoch vor allem gebaut und wenig bis gar nicht an den Verkehr und die Quartierbevdlkerung
gedacht. Damit muss nun Schluss sein. Es braucht eine seriése Verkehrsschutzplanung. Es
ist eine falsche Taktik, wenn die Verantwortlichen des Eisstadions alle Schutzvorhaben auf
die lange Bank schieben. Das Parkplatzregime Allmend soll warten, der quartierschonende
Guisanplatz soll auch warten. Der Rickbau der Tellstrasse soll nun auf halbem Weg stehen
bleiben. Unsere Fraktion will eine gezielte Entwicklung im Wankdorf, wir wollen aber gleich-
zeitig auch eine Verbesserung des Wohnumfelds und der Wohnqualitat fir die Quartierbevdl-
kerung. Wir brauchen einen Quartierrichtplan Bern-Nord.

Zur Motion Jordi, den ich hier vertrete: Wir mdchten eine Fristverlangerung von nur einem
Jahr. Das Projekt Tellstrasse werden wir abschreiben, damit endlich vorwarts gemacht wird.
Dann brauchen wir ein Parkierungskonzept Allmend sowie ein Kreiselkonzept Wankdorf, das
Uberarbeitet werden muss und mehr Wert auf den 6ffentlichen Verkehr gelegt wird. Das wird
erst noch billiger. Die Verkehrsschutzmassnahmen fur die Quartierstrassen im Nordquartier
mussen nun konkret aufgezeigt werden. Jedes kinftige Grossprojekt erhalt nur Zustimmung
aus dem Quartier und sicherlich auch aus dem Stadtrat, wenn die Schutzmassnahmen spate-
stens mit der Uberbauungsordnung auf dem Tisch liegen.

Stefan Jordi (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Ich méchte etwas zur Motion Hoffmann sagen.
Diese Motion soll heute vor ihrem zehnjdhrigen Jubildum unerfillt abgeschrieben werden,
nachdem endlich im zweiten Anlauf zwei seridse Projektbeschreibungen vorliegen. Nicht weil
sich die Situation geandert hatte oder unsere Fraktion plétzlich dem Grundsatz, heutige Uber-
flussige Verkehrsflachen anderweitig zu nutzen, abgeschworen héatte, stimmen wir der Ab-
schreibung zu. Wir lenken ein, weil wir endlich die gefahrliche und unbefriedigende Situation
auf der Tellstrasse I6sen wollen. Mit dieser Abschreibung sind Massnahmen zur Einfiihrung
von Tempo 30 verbunden. Es ist eine Minimalvariante, die zlgig umgesetzt werden soll. Der
Kompromiss wurde im Dialog ausgehandelt, sogar die lokale SVP hat ihm zugestimmt. Zur
Abschreibung der Motion Madl: Auch diese Motion ist nicht mehr die jungste. Wer den vollen
Durchblick Uber die bereits realisierten, zuriickgestellten und zuriickgewiesenen Massnahmen
haben will, muss sich mit viel Papier herumschlagen. Das hatte eigentlich besser dokumen-
tiert werden kénnen. Fir die Uberwiesenen Punkte 4 und 5 der Motion hat der Stadtrat im
November 1999 bloss 785 000 der vorgesehenen 1.324 Mio. Franken bewilligt und den Ge-
meinderat beauftragt, eine weitere Kreditvorlage fir die Massnahmen Tellstrasse zu unter-
breiten. Im Gegensatz zum Auftrag des Stadtrats hat der Gemeinderat auf Grund zahlreicher
Einsprachen gegen die Neugestaltung des Waldstatterplatzes das Vorhaben zurlickgezogen.
Da stellt sich die Frage, ob jeweils laute Proteste genligen, um ein Uberwiesenes Projekt
scheitern zu lassen. Unsere Fraktion hofft, dass dies nicht zur Verkehrsplanungspolitik des
Gemeinderats wird. Die Quartiermitwirkung berucksichtigt nicht nur einseitige Interessen,
sondern sollte alle Interessen mit einbeziehen. Dass die Parkplatze auf dem Waldstatterplatz
und den umliegenden Orten Sogwirkung auf den Suchverkehr fir Einkaufszentrum und Stadi-
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on haben, ist anzunehmen. Ob die Anwohnenden dann noch immer der Ansicht sind, dass
dort nichts gemacht werden sollte, sei dahingestellt. Mit dem Verzicht auf diese Massnahme
ist der Kredit nicht ganz ausgeschdpft worden. Nun hat der Gemeinderat beschlossen, die
Tellstrasse als Kompensation fir den Waldstatterplatz auszufiihren. Er hatte den Auftrag ge-
habt, eine separate Vorlage fiir die Massnahmen Tellstrasse vorzulegen. Diese Massnahmen
sind nun wieder Teil der urspriinglichen Motion. Mit den Massnahmen, wie sie heute vorgelegt
werden, sind wir grundsatzlich einverstanden.

Der Gemeinderat war urspringlich der Ansicht, fiir die flankierenden Massnahmen brauche es
1.3 Mio. Franken. Ein bisschen mehr als die Halfte soll nun neu geniigen. Rechnet der Ge-
meinderat heute mit einem anderen Verkehrsaufkommen beim Wankdorfstadion? Erachtet er
griffige flankierende Massnahmen nicht mehr als notwendig? Wurde die Situation mit NaHa 2
und Einkaufszentrum 1999 falsch eingeschatzt? Oder wird auf Kosten der flankierenden
Massnahmen, die Auftrag des Stadtrats waren, gespart? Die 600 000 Franken, die nun nicht
mehr auftauchen, kdénnte man brauchen, um effektiv verkehrsentlastende Massnahmen zu
treffen. Wir stellen dazu drei Forderungen: Erstens die Verengung der Einmindung Tellstra-
sse aus der Rodtmattstrasse, ein so genanntes Tempo 30-Tor; zweitens die zurickgestellte
Gestaltung des Tellplatzes und drittens die Verengung der Einmiindung Tellstrasse aus der
Winkelriedstrasse. Diese Massnahmen mussen selbstverstandlich mit dem MIV-Richtplan
koordiniert werden. Unsere Fraktion ist trotzdem bereit, die Motion abzuschreiben, damit die
unhaltbare Situation zum Wohle der Quartierbevélkerung deblockiert wird. Sie fordert den
Gemeinderat aber auf, dem Stadtrat eine neue Kreditvorlage im Umfang der vorgesehenen,
nun aber nicht verwendeten Mittel vorzulegen, um ein wirksames Gesamtkonzept flankierende
Massnahmen Wankdorfstadion zu verwirklichen. Mit den Massnahmen im Bereich 6ffentlicher
Verkehr sind wir einverstanden. Unklar bleibt fir uns, ob und welche Massnahmen auf der
Sempachstrasse realisiert werden. Da haben wir unterschiedliche Informationen erhalten.
Weiter méchten wir wissen, ob alle flankierenden Massnahmen im Zusammenhang mit dem
ESP Wankdorf koordiniert werden. Wie sieht die Zusammenarbeit zwischen Stadt und Kanton
aus, speziell im Projekt Wankdorfkreuzung?

Fir die Fraktion SP/JUSO Andreas Zysset (SP): Zum Votum von Thomas Balmer: Es wird
beim Zuhéren klar, dass im Herbst Wahlen sind; doch auch wenn die Verkehrspolitik dogma-
tisch betrachtet wird, kommt man nicht um die Tatsache herum, dass im Nordquartier 30 000
Menschen leben, die nicht vom Verkehr uberrollt werden wollen. Wir haben die Projekte im-
mer mitgetragen, jedoch stets betont, dass die Verkehrsproblematik geregelt werden muss.
Das ist sie bis heute nicht. Am Guisanplatz sind die Zeichen sehr widerspriichlich. Das Pro-
jekt Wankdorfplatz wurde vom Kanton so dargestellt, dass die Einmindung noch ein bisschen
abgerundet wurde, damit der Verkehr noch schneller ins Quartier fliesst. Das kann nicht sein,
denn irgendwo fangt das Wohnquartier an. Wenn nun Michael Jordi, vertreten durch Martina
Dvoracek, fordert, die Frist nur um ein Jahr zu verldngern, ist das eine Chance. Wenn man
das Eisstadion so realisieren will, dass es 2009 WM-tauglich sein soll, muss man sich klar
werden, was mit dem Verkehr passieren soll. Das Quartier muss so geschitzt werden, dass
die Mehrheit, die klar rot-griin ist, damit leben kann. Also ist es im Sinne des Gemeinderats,
dass hier moglichst klar wird, wie die Rahmenbedingungen sind. Ich bitte also, den Antrag auf
Fristverlangerung auf ein Jahr und nicht auf zwei Jahre zu unterstitzen.

Hans Ulrich Grénicher (SVP) fur die Fraktion SVP/JSVP: Unsere Fraktion mdchte die bean-
tragte Projektanderung zu den flankierenden Massnahmen nicht genehmigen. Wir finden, die-
se Anderung geht in eine falsche Richtung, sie fiihrt namlich genau in das Chaos, das meine
Vorrednerinnen und Vorredner beschrieben haben. Es kann nicht sein, dass eine historische,
gross angelegte Strasse wie die Tellstrasse in eine Tempo 30-Zone mit doppelten Radstreifen
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umfunktioniert wird. Das Nordquartier mit dem ESP Wankdorf soll gleichzeitig so beruhigt
werden, dass niemand mehr mit dem Auto dorthin gelangen kann. Wir haben Verstandnis,
dass grune Parteien, die alles verhindern wollen, sich entsprechend dussern. Wenn man sich
fur die Stadtentwicklung einsetzt, dann muss man auch akzeptieren, dass es Leute gibt, die
mit dem Auto ins Nordquartier fahren wollen. Also muss auch eine geniigende Anzahl Park-
platze bereitgestellt werden, damit die Erreichbarkeit des Quartiers sichergestellt ist. Mit der
Vorlage Tellstrasse macht man das Gegenteil. Ich bedaure den Gemeinderat, dass der zu
diesem bdsen Spiel Ja sagen muss. Es ist auch aus dem Vortrag ersichtlich, dass etwas nicht
stimmt. Es wurde ein Projekt Waldstatterplatz vorgelegt, gegen das 39 Einsprachen einge-
gangen sind. Die Mehrheit der Einsprechenden habe geltend gemacht, zu den Wohnungen
gebe es heute schon zuwenig Parkplatze. Der Gemeinderat unterbreitet uns nun eine Vorla-
ge, mit der auf dem Tellplatz weitere 25 Parkplatze aufgehoben werden. Unsere Fraktion
lehnt die Vorlage ab, ist aber bereit, die Motion Madl abzuschreiben. Wir werden auch der
Abschreibung der Motion Hoffmann zustimmen. Wir sind froh, dass der Gemeinderat zum
Schluss gekommen ist, dass es mehr Sinn macht, an Stelle einer Wohnbauvorlage die Stras-
se weiterhin fir den Verkehr aufrecht zu erhalten. Der Fristverlangerung der Motion Jordi
stimmen wir im Sinne des Gemeinderats zu. Es ware eigentlich besser gewesen, wenn der
Gemeinderat den Mut gehabt hatte, die Abschreibung der Motion als nicht erfullbar zu bean-
tragen. Das Verkehrsproblem im Nordquartier ist eine Tatsache, es ist auch sicherlich ein
stadtisches Quartier mit Leben, Charakter und Charme. Am Rand dieses Quartier gibt es
neue, interessante Nutzungen, die auch genutzt werden sollen. Es geht dabei nicht nur um
die Forderung des o6ffentlichen Verkehrs, sondern auch darum, dem Auto entsprechend sei-
nem Status in der Gesellschaft Platz einzurdumen.

Einzelvoten

Stefan Jordi (SP): Eine Information fir Hans Ulrich Granicher: Die lokale SVP hat der Tempo
30-Zone auf der Tellstrasse zugestimmt. Sie hat eingesehen, dass diese Strasse problema-
tisch ist und darauf zu schnell gefahren wird.

Direktor PVT Alexander Tschédppét: Donnerstag fir Donnerstag héren wir, dass wir falsche
Verkehrs-, Wohnbau- und Planungspolitik betreiben. Ich méchte aber nicht mehr héren, dass
sich der Freisinn Uber die Wohnbaupolitik von RGM beschwert, so lange er im Viererfeld eine
Neinparole fiir eine Uberbauung fir besser Verdienende beschliesst. Es gibt in dieser Stadt
keine Abwanderung; wir kdnnten massenhaft Wohnungen vermieten und verkaufen. Es gibt
nach wie vor ein Ungleichgewicht zwischen Wohnen und Arbeiten in dieser Stadt, das fuhrt
nicht nur steuerlich zu Benachteiligungen, sondern auch zu eigentlich ungewollten Pendler-
stromen.

Die Allmend war lange Zeit eine Art Abstellplatz fir alles Unerwlinschte, wie beispielsweise
den Schlachthof, die Lastwagenparkplatze und auch den Strassenstrich. Nun hat ein Umden-
ken stattgefunden, man hat gemerkt, dass Gegensteuer gegeben werden muss. Dieses Um-
denken besteht darin, dass die Angste des Quartiers vor zu viel Verkehr ernst genommen
werden. Im Nordquartier geht es darum, eine Balance zu finden zwischen all den Wiinschen.
Wir wollen den ESP Wankdorf, wir wollen eine Optimierung rund um das Wankdorfstadion.
Gleichzeitig missen wir auch zur Kenntnis nehmen, dass dort sehr viele Leute mit Kindern
wohnen, die auch einen Anspruch auf Ruhe, sichere Schulwege und Umfeldverbesserungen
haben. Wenn uns diese Balance nicht gelingt, dann wird die Antwort eine Blockade der neuen
Projekte sein. Der Gemeinderat ist sich bewusst, dass die aufgegleisten Projekte nur eine
Chance haben, wenn das Nordquartier die flankierenden Massnahmen erhalt. Es freut mich
auch, wenn Einkaufszentren und Events Erfolg haben, doch den Preis sollen nicht die An-
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wohnenden zahlen missen. Da ist die Stadt als Gesamtes aufgefordert, nach Lésungen zu
suchen. Daher ist der Rickbau der Tellstrasse ein kleiner Schritt in diese Richtung. Die Ge-
schafte, wie sie vom Gemeinderat prasentiert werden, sind durchaus akzeptabel. Ich bitte
deshalb, den Antragen zu folgen.

Wir sind daran, die Richtplanung aufzugleisen. Es wird auch dort schwierig sein, die Balance
zwischen den verschiedenen Bedurfnissen zu finden. Es ist nicht einfach, einen Konsens zu
finden. Wir nehmen die Wiinsche der SP entgegen und prifen sie auf Machbarkeit und Finan-
zierbarkeit. Zu den Massnahmen auf der Sempachstrasse kann ich nichts sagen, da sie mir
im Detail nicht bekannt sind. Die Zusammenarbeit mit dem Kanton im Bezug auf die Wank-
dorfkreuzung ist sehr gut. Wir haben auch die Mitwirkung gemeinsam gemacht. Es ist uns
bewusst, dass an dieser Kreuzung eine schwierige Situation herrscht, denn einerseits muss
sie funktionieren, andererseits ist auch klar, dass der Ausbau eines solchen Kreisels Angste
auslost. Deshalb nehmen wir die kritischen Voten sehr ernst.

Thomas Balmer (FDP): Ich erlaube mir eine Richtigstellung: Nicht das Viererfeld ist von der
Parteiversammlung der FDP abgelehnt worden, sondern der autofreie Teil, weil die Langgas-
se die Parkplatze nicht stellen will. Seit Jahren verlangen wir Wohnungen fiir anspruchsvolle
Mieter und Kaufer. Ich bin froh, dass der Gemeinderat sich unserer Meinung anschliessen
konnte.

Beschliisse

1. Die Nummern 1, 3, 4 und 5 des Gemeinderatsantrags zu Traktandum 1 werden still-
schweigend genehmigt.

2. Nummer 2 des Gemeinderatsantrags zu Traktandum 1 wird mit 37 : 29 Stimmen geneh-
migt.

3. Die Motion Andreas Hoffmann (SP) wird stillschweigend abgeschrieben.

4. Die Frist der Motion Michael Jordi (GB) wird gemass Antrag Fraktion GB/JA!/GPB mit
36 : 29 Stimmen bis 30. April 2005 verlangert.

3 Motion Fraktion GFL/EVP (Ueli Stiickelberger, GFL): Tramkonzept Region Bern
statt isoliertes Tram Bern West; Abschreibung

Geschaftsnummer 01.000198

Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Motion Fraktion GFL/EVP vom 10. Mai 2001
abzuschreiben.

Andreas Fliickiger (SP) fur die PBV: Die regionale Verkehrskonferenz 4 legte Anfangs letztes
Jahr das regionale Tramkonzept vor. Es gab eine breite Mitwirkung, in der sich alle betroffe-
nen Gemeinden und im Stadtrat vertretenen Parteien einbringen konnten. Die vorgeschlage-
nen Massnahmen fanden eine breite Zustimmung. Die Studie befasste sich mit Angebot und
Nachfrage, auf eine detaillierte Analyse wurden verschiedene Bausteine entwickelt und kon-
krete, kurz-, mittel- und langfristige Bausteine geprift. Genau diese Bausteine haben die Mo-
tionare angeregt: Das Tram Bern West, die Verlangerung der Tramlinie 9 ins Wankdorf, die
Verlangerung der Linie 9 nach Kehrsatz, das Tram nach Ostermundigen, die Verbindung der
Linie G mit der Linie 5 ins Fischermatteli. Das Tram ins Fischermatteli hat heute zu wenig
Passagiere; mit einer Durchmesserlinie von Worb kénnte das Tram vor einer Umstellung auf
den Bus gerettet werden und gleichzeitig das blaue Bahnli bis zum Hauptbahnhof fahren las-
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sen. Als langerfristige Option wurde die Verlangerung der Linie 3 nach Koéniz, die Umstellung
der Linie 20 auf Trambetrieb, das Tram nach Ostermundigen und die Verlangerung des Trams
Bern West bis nach Niederwangen. Die grundsatzlichen Erkenntnisse aus diesem Bericht
sind, dass bei entsprechender Nachfrage aus wirtschaftlicher Sicht ein Wechsel von Bus auf
Tram gemacht werden sollte. Weiter kam heraus, dass langerfristig eine zweite Tramachse in
der Innenstadt ein Thema sein kénnte, auch wenn mit dem Tram Bern West die Hauptgasse
nur marginal zusatzlich belastet werden. Die technische Belastungsgrenze ist in der Haupt-
gasse sicher nicht erreicht, es gibt aber auch eine psychologische Grenze. Die Anforderungen
der Motion sind mit Ausnahme der Iangerfristigen Finanzierung erfullt. Die 6V-Konzeption ist
aber grundsatzlich eine kantonale Aufgabe und die Kosten der konkreten, kurzfristigen Mass-
nahmen sind ausgewiesen. Deshalb ist die PBV der Meinung, dass auch dieser Aspekt der
Motion erfillt ist. Wir wissen alle, dass mit der Tram-Abstimmung vom 16. Mai 2004 fir unse-
re Stadt sehr viel auf dem Spiel steht. Wenn das Tram abgelehnt wird, ist auch das regionale
Tramkonzept weit gehend Makulatur. Die weitere Existenz des Fischermatteli-Trams ware
auch in Frage gestellt. Eine Verldngerung der Linie 9 bis zur S-Bahn-Station Wankdorf wird
von der PBV auch begrisst, wobei sich die Stadt noch Gedanken machen misste, wie am
Wankdorfplatz weiter vorgegangen werden soll. Die Zustimmung zum zweistockigen Karussell
war nicht riesig. Die Kommission beantragt einstimmig die Abschreibung der Motion.

Die Fraktion SP/JUSO ist selbstverstandlich auch dafir, die Motion abzuschreiben. Wir waren
seinerzeit dagegen, sie zu Uberweisen, weil die 6V-Planung Sache des Kantons ist. Nachdem
nun die RVK den Auftrag erfullt hat, den man dem Gemeinderat geben wollte, sind wir sicher
auch alle zufrieden.

Fraktionserklarungen

Der Motionar Ueli Stiickelberger (GFL) fur die Fraktion GFL/EVP: Ich bin froh, dass hier eine
Motion abgeschrieben wird, deren Auftrag erfullt ist. Das Tramkonzept liegt vor, man will
Durchmesserlinien machen. Wichtig ist auch, dass im Tramkonzept vorgesehen ist, dass man
die Linie 9 mdglichst schnell an die S-Bahn-Station Wankdorf anbindet. Ich bin mit dem Ge-
meinderat zufrieden. Als man die Motion hier diskutierte, wurde sie vom Gemeinderat noch
bekampft. Ich verstand das nicht, bin nun aber froh, dass sie erflllt ist.

Fir die Fraktion FDP Hans-Ulrich Suter: Unsere Fraktion stimmt der Abschreibung der Motion
zu. Der Auftrag, ein zukunftsgerichtetes Tramkonzept fir die Region Bern auszuarbeiten, ist
erflllt. Allerdings ist das seit Anfang 2003 vorliegende Konzept dem Stadtrat nie direkt zur
Kenntnis unterbreitet worden. Wir hatten vom Gemeinderat in Ergdnzung seines Antrages
gerne noch aktuellere Auskilinfte zu drei Punkten: 1. Zur RBS-Linie G. Die Verhandlungen
Uber die Abtretung der Linie G an Bernmobil seien noch im Gang. Kirzlich konnte man der
Presse entnehmen, dass der RBS-Postautodienst Bern-Fribourg-Solothurn und Bernmobil
eine engere Zusammenarbeit prifen. Sind damit weitere Verzogerungen im Bezug auf die
Abtretung verbunden? 2. Das Tram Bern Ost. Ostermundigen stimmt der Umstellung der Bus-
linie 10 auf Trambetrieb nur zu, wenn das Tram bis auf die Ruti gefiihrt werden kann. Aus
diesem Grund hat Bernmobil zur Bewaltigung dieser Endstrecke eine Machbarkeitsstudie in
Auftrag gegeben. 3. Die Hauptachse Spitalgasse-Marktgasse. Die Frage der Entlastung der
Hauptachse ist noch offen. Eine oder zwei neue Tramlinien kédnnten wahrscheinlich in diesem
Strassenzug nicht mehr gefiihrt werden. Unsere Fraktion ist aber bereit, der Abschreibung
zuzustimmen.

Hans Ulrich Grénicher (SVP) fur die Fraktion SVP/JSVP: Unsere Fraktion stimmt der Ab-
schreibung ebenfalls zu. Wir haben aber bezliglich der Konzeptplane der RVK 4 kein euphori-
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sches Geflihl. Nach wie vor geht man in diesem Konzept davon aus, dass samtliche Tramlini-
en durch Spital- und Marktgasse gefiihrt werden missen. Eigentlich misste man das Gegen-
teil verlangen und mittel- bis langfristig die Spital- und Marktgasse zu einer echten Fussgan-
gerzone werden lassen, die unserer Bevdlkerung dienen. In diesem Konzept ist tatsachlich
eine zweite Achse erwahnt, die es langfristig brauchen werde. Sie ist aber so weit weg, dass
man von ihr gar nicht spricht. Man spricht von anders gelagerten Wendeschleifen im Bereich
Hirschengraben statt um die Heiliggeistkirche. Das ist auch nicht wahnsinnig geschickt, denkt
man an die Anzahl der Veranstaltungen in der Innenstadt. Wir fordern den Gemeinderat auf,
sich in der RVK 4 dafir einzusetzen, dass man sich langfristig von der Linienfihrung durch
Spital- und Marktgasse trennt und Alternativen in der Innenstadt sucht. Unsere Fraktion findet
gleich wie die FDP, dass der Stadtrat gar nie die Gelegenheit hatte, Uber Tramkonzepte zu
diskutieren. Betroffen sind aber unsere Wahlerinnen und Wahler. Wir fordern den Gemeinde-
rat auf, dringend entsprechend aktiv zu werden in der Frage der Zentralisierung auf Spital-
und Marktgasse.

Direktor PVT Alexander Tschéppét: Die Kritik von SVP und FDP, man habe nichts zum &ffent-
lichen Verkehr zu sagen, ist durchaus legitim. Es ist aber ein Gesetz, das im Grossen Rat mit
blirgerlicher Mehrheit beschlossen wurde. Die Stadt zahlt eben dann den Preis dafir. Wir sind
finanziell ein bisschen entlastet worden, aber das Sagen hat beziglich 6V nun der Kanton.
Wir verhandeln mit den RBS Uber die Linie G. Zurzeit ist nicht abzusehen, wie die Gesprache
herauskommen werden und in welchem Zeitraum die allfallige Ubernahme kommen kénnte.
Tram Bern Ost und Tram Koéniz sind beide letzten Endes keine Luxusforderungen, sondern
auf dem Tisch, weil die Kapazitdtsgrenze beim Bus erreicht ist. Ein Tramprojekt dieser Di-
mension kann nur in einer mittelfristigen Zeitachse angegangen werden. Es ist richtig, das
Bernmobil sich Gedanken macht, wie diese Probleme zu I6sen sind. Es wird viel davon ab-
hangen, wie der Kanton am 16. Mai ein solches Projekt erachtet. Ob der Bund auch fir ein
Tramprojekt Ostermundigen Agglomerationsgelder sprechen wurde, ist zum jetzigen Zeitpunkt
sehr fraglich. Bezlglich der Tramachse Innenstadt haben wir unsere Hausaufgaben gemacht.
Wir sanieren im Bereich Casinoplatz, Bundesplatz, Amthausgasse und Schauplatzgasse auf
die Weise, dass eine zweite Tramachse vom Untergrund her moglich ware. Auch hier ist klar,
dass alle Planungen Uber den Kanton laufen. Wir kénnen sicherlich versuchen, Uber eine
Sondernutzungskonzession unseren Einfluss geltend zu machen. Der Wunsch nach einer
Entlastung der Hauptachse ist uns klar, jedoch haben wie die abschliessende Kompetenz
nicht. Zu Ueli Stickelberger: Der Gemeinderat wollte die Motion nicht, nun hat er einge-
schwenkt. Das beweist doch, dass auch dieser Gemeinderat ab und zu lernfahig ist.

Beschluss

Die Motion wird stillschweigend abgeschrieben.

4 Dringliche Interpellation Fraktion SVP/JSVP (Hans Ulrich Gréanicher, SVP);
»Combino“-Strassenbahnen weisen offenbar gravierende Konstruktionsfehler
auf; schaut der Gemeinderat zu, bis sich ein Unfall ereignet oder fordert er
Bernmobil zu raschem Handeln auf?

Geschaftsnummer 04.000292

Nachdem bekannt geworden ist, dass einige Abteilwagen der von Siemens hergestellten
,Combino“-Strassenbahnen Risse im Dach aufwiesen, testet der Siemenskonzern seine mo-
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dulare Niederflurstrassenbahn. Diese Tests hatten ergeben, dass ,bei bestimmten Abnut-

zungserscheinungen ein Szenario eintreten kdnnte, dessen Folgen der Siemenskonzern nicht

mehr exakt vorausberechnen kénne“, wurde eine Siemens-Sprecherin im Spiegel zitiert. Bei

Kollisionen liesse sich nicht mehr einwandfrei vorhersagen, wie betroffene Waggons reagie-

ren. Offenbar bestehen Zweifel an der Dauerfestigkeit des Wagenkastens, die Aluminium-

Karosserien gelten als unstabil.

Siemens empfiehlt alle Fahrzeuge mit Laufleistungen oberhalb von 120 000 Kilometern vor-

Ubergehend ausser Betrieb zu setzen. Von der Stillegungs-Empfehlung sind verschiedene

deutsche Stadte aber auch Basel betroffen. Die Berner-Combino-Trams héatten diese Kilome-

terleistung noch nicht erreicht und mussten voraussichtlich erst Ende 2004 stillgelegt werden.

Die Entscheidung, ob die Strassenbahnbetreiber ihre Combino-Ziige tatsachlich aus dem

Netz nehmen oder nicht, Uberldsst Siemens den Netzbetreibern. Fir alle Berner Tramfahren-

de ist diese Situation nicht akzeptabel. Nachdem die neuen Trams beim Befahren von Kurven

unangenehm schutteln, kommt nun noch das Risiko von Dacheinstlrzen hinzu.

Fachleute bezweifeln, ob die Mangel behoben werden kénnen. Mittlerweile wurde ein knapp

vierjahriges Combino-Fahrzeug aus Freiburg (D) in Prag zerlegt. Wie es weitergeht ist noch

unklar.

Die SVP der Stadt Bern ist Uber diesen Sachverhalt beunruhigt und fordert den Berner Ge-

meinderat auf, BernMobil unmissverstandlich anzuweisen, unverziiglich zu handeln und auch

die Bevolkerung angemessen zu orientieren.

Die Unterzeichnenden bitten den Gemeinderat um Beantwortung der folgenden Fragen:

1. Seit wann hat der Berner Gemeinderat Kenntnis Uber die oben beschriebenen Probleme
mit den neuen Combino-Strassenbahnziigen?

2. Wird er von der Direktion und dem Verwaltungsrat von BernMobil laufend orientiert, wel-
che Massnahmen getroffen werden?

3. Weshalb setzt BernMobil seine Combino-Fahrzeuge nicht ausser Betrieb und fahrt wieder
vermehrt mit altern Gelenktrams?

4. Waren die Risiken mit den moglichen Ermudungsbrichen, Rissen und der unstabilen Alu-
minium-Karosserie bereits bei der Auslieferung der Combinos bekannt?

5. Wann fordert der Berner Gemeinderat BernMobil zum Handeln auf?

6. Welche Konsequenzen und Auswirkungen hat das Combino-Debakel auf das Projekt Tram
Bern West?

Bern, 22. April 2004

Direktor PVT Alexander Tschéppét beantwortet die Fragen im Namen des Gemeinderats wie
folgt: Seit dem 1. Januar 1998 sind die Stadtischen Verkehrsbetriebe Bern (Bernmobil) aus
der Stadtverwaltung ausgegliedert und als selbstandige offentlich-rechtliche Anstalt operativ
unabhangig. Der Gemeinderat Ubt gemass Anstaltsreglement die Funktion eines Aufsichtsor-
gans aus und kontrolliert, dass die Unternehmung Bernmobil ihren Leistungsauftrag erfillt.
Der Gemeinderat hat keinerlei Anzeichen festgestellt, dass Bernmobil diesen Leistungsauf-
trag nicht erfillen wirde. Die gestellten Fragen beantwortet der Gemeinderat wie folgt:

Zu Frage 1: Seit die Medien Uber die aufgetretenen Probleme berichtet haben.

Zu Frage 2: Ja.

Zu Frage 3: Bernmobil hat keinen Grund, die Combino-Fahrzeuge ausser Betrieb zu setzen,
denn die Berner Combinos weisen keine Schaden auf. Siemens uberprift die Fahrzeuge peri-
odisch. Ab einem Kilometerstand von 120 000 Kilometern wird Siemens die Combinos einer
eingehenden Priufung unterziehen. Diese Marke wird das erste Berner Combino im Dezember
2004 erreichen.
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Zu Frage 4: Bernmobil ist erstmals im August 2003 durch die Herstellerin Uber die Schaden
an den Wagenkasten von Combino-Fahrzeugen orientiert worden. Zu diesem Zeitpunkt waren
in Bern bereits acht Fahrzeuge des Typs Combino Advanced in Betrieb. Das erste Berner
Combino wurde am 19. Dezember 2002 eingeweiht; es steht seit Februar 2003 in Betrieb.

Zu Frage 5: Der Gemeinderat sah und sieht sich nicht veranlasst, in irgendeiner Weise bei der
Direktion von Bernmobil zu intervenieren.

Zu Frage 6: Auf das Projekt Tram Bern West haben die beim Combino aufgetretenen Kon-
struktionsmangel keine Auswirkungen. Falls die Stimmberechtigten des Kantons Bern das
Infrastrukturprojekt Tram Bern West am 16. Mai gutheissen, wird Bernmobil fir den Betrieb
der neuen Linien auch neue Tramfahrzeuge beschaffen miissen. Zu diesem Zweck wird eine
offentliche Ausschreibung gemass GATT/WTO-Normen stattfinden. Aufgrund der eingegan-
genen Offerten wird sich Bernmobil fur den geeigneten Tramtypus entscheiden.

- Auf Antrag des Interpellanten beschliesst der Rat Diskussion. -
Fraktionserklarungen

Der Interpellant Hans Ulrich Granicher (SVP) flr die Fraktion SVP/JSVP: Ich stelle fest, dass
der Gemeinderat es sich ein bisschen zu leicht macht. Es ist klar, dass die Zustandigkeit zur
Beschaffung von Trams zur Erbringung der Leistungen bei Bernmobil und nicht beim Gemein-
derat liegt. Deshalb sind die Fragen auch entsprechend formuliert worden. Die Combinos sind
die ersten Trams, die durchgehend mit Niederflurtechnologie funktionieren. An Stelle der
Drehgestelle, die in der Kurve entsprechend reagieren, hat das Combino einen fest verbun-
denen Wagenkasten mit entsprechenden Radkonstruktionen. Das bewirkt die teilweise als
unangenehm empfundene Kurvenfahrt, da sich der Wagenkasten schlagartig auf den Kurven-
radius einstellt. Es ist ein geniales Konzept mit einem Nachteil: Die ganze Karosserie wird
dadurch extrem beansprucht. Wir wissen, dass eine Tramkomposition etwa 30 Jahre in Be-
trieb ist und seine Dienste zuverlassig erflllt. Bei dieser Leichtkonstruktion aus Aluminium mit
vielen Elementen auf dem Dach wird das voraussichtlich nie der Fall sein. Die Trams werden
rasch ein boses Alter erreichen; das ist daraus ersichtlich, dass Siemens den 14 Stadten,
welche das Combino gekauft haben, empfiehlt, die Strassenbahnziige bereits nach 120 000
Kilometern aus dem Verkehr zu ziehen. Das hat die Stadt Basel gemacht und hat nun zu we-
nig Trams. Bernmobil gibt finf alte Gelenktrams nach Basel, damit die Basler ihre Leistungen
erfillen kénnen, wahrend wir mit den risikoreichen Combinos quer durch die Stadt fahren
missen. Da misste sich der Gemeinderat ernsthafter fir die Sicherheit der Berner Bevolke-
rung einsetzen. Siemens hat erkannt, dass ein Problem besteht. Aus meinem Interpellation-
stext ist zu entnehmen, dass sich verschiedene Leute von Siemens sehr kritisch zu ihrem
eigenen Produkt aussern. Der Siemens-Konzern hat mittlerweile Riickstellungen fir die
Nachbesserung der Combinos gemacht. Siemens ist sich auch bewusst, dass etwas getan
werden muss. Sie haben ein Tram aus Freiburg in Breisgau, das mittlerweile knapp vierjahrig
ist, in ihr Werk nach Prag verschoben und es vollstandig zerlegt, um herauszufinden, welche
Schwachstellen zu beheben sind. Das sollte zu denken geben. Daher ist es nur richtig, dass
sich der Stadtrat mit dieser Frage auseinandersetzt und den Gemeinderat — und insbesondere
Alexander Tschappat als Verwaltungsratsprasident von Bernmobil — auffordert, sich bei
Bernmobil dieser Problematik bewusst zu werden. Ich nehme gerne zur Kenntnis, dass es
keine Auswirkungen auf das Tram Bern West hat. Noch vor einem halben Jahr warb der Ber-
ner Gemeinderat mit Flyern fir das Tram Bern West, mitten auf dem Bild war ein Combino
abgebildet. Wenn das Tram dann nach Bern West fahrt, werden es nicht mehr Combinos sein,
sondern vielleicht ein bisschen stabilere Konstruktionen.
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Rolf Schuler (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Die Combinos ermdglichen Menschen mit Behin-
derungen die Benutzung der o6ffentlichen Verkehrsmitteln in unserer Stadt. Sie tragen zur
besseren Integration dieser Bevdlkerungsgruppe bei. Wie der Presse unmissverstandlich zu
entnehmen war, sind bei den hiesigen Fahrzeugen auf Grund ihrer momentanen Kilometer-
zahlen keine vergleichbaren Schaden wie in Basel zum Vorschein gekommen. Die Idee, we-
gen des Sachverhalts in Basel wieder vermehrt altere Gelenktrams einzusetzen, lehnt unsere
Fraktion strikte ab. Zu viele Bernerinnen und Berner waren dadurch von der Nutzung der
Trams ausgeschlossen. Die Teilnahme am offentlichen Leben wirde ihnen damit erschwert
oder gar verunmaglicht.

Michael Aebersold (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Uns freut, dass sich die Fraktion
SVP/JSVP um den o6ffentlichen Verkehr kimmert und beunruhigt ist, wenn es ihm nicht so gut
geht. Ich méchte zurlickweisen, dass es sich der Gemeinderat zu leicht gemacht hat und eher
fragen, ob die Fraktion SVP/JSVP es sich zu einfach gemacht hat. Bernmobil hat offen und
transparent informiert. Siemens hat ebenfalls frihzeitig informiert und kommt fir die Schaden
respektive Nachbesserungen vollumfanglich auf. Der 6V in Bern funktioniert, die Combinos
zirkulieren. Es hat kein Grounding gegeben; auch ich fahre gerne in den Combinos.

Die Medien sind die Hauptquelle der Interpellation. Es ist bekannt, dass Basel bereits am 12.
Marz 2004 die 28 Trams aus dem Verkehr hat ziehen mussen. In der NZZ konnte man am 19.
Marz lesen, dass neun Combinos wieder im Einsatz sind. Das Combino-Problem schwappte
dann auch nach Bern; in der BZ konnte man bereits am 10. April lesen, dass alle Combinos
Uberprift werden sollten, aber auch, dass Siemens die Kunden bereits Mitte Marz avisiert
hatte. Am 17. April berichteten Bund wie BZ umfassend, dass die Trams saniert werden mus-
sen und Siemens fiur die Kosten aufkommt. Bernmobil entschied sich 1999 fir diese Trams.
Die Auswahl ist immer schwierig, die Reaktion von Siemens zeigt doch, dass der Entscheid
gar nicht so schlecht war. Es wird eine neue Ausschreibung geben, ob das Ergebnis besser
ist, kann man nicht wissen. Die Hauptsache ist, dass die Probleme behoben werden. Bern-
mobil ist am 6. April gemeinsam mit Siemens vor die Medien getreten und hat am 7. April
umfassend informiert. Da konnte man lesen, dass in Bern keine Schaden aufgetaucht seien.
Es sind nicht dieselben Tramtypen wie in Basel, sie werden regelmassig Uberprift und eine
globale Sanierung ist vorgesehen. Die Lebensdauer von 35 Jahren soll sichergestellt sein,
sonst musste der Hersteller dafiir aufkommen. Das Problem war seit Mitte Marz bekannt,
deshalb erstaunt es schon, dass die SVP am 22. April mit einer dringlichen Interpellation
kommt.

Beim Tram Bern West ist die Sache nicht so einfach. Wir stellen uns die Frage, ob bei diesem
Projekt gleich unserids argumentiert wird, um es zu bekdmpfen.

Fur die Fraktion GFL/EVP Conradin Conzetti (GFL): Auch unsere Fraktion war erst beunru-
higt, wir sind aber nicht alarmiert. Offensichtlich ist, dass das Combino vielleicht nicht ganz
ausgereift ist. Der Kurvenkauf ist nicht immer ideal. Wenn es wirklich Ermidungsrisse beim
Aufbau gibt, stellt das schon ein Problem dar. Das fordert das Vertrauen in die moderne
Technik nicht wirklich. Man kann sich fragen, ob bei diesem Beschaffungsentscheid vielleicht
der tiefere Preis eine Rolle gespielt hat und ob Sparen in diesem Zusammenhang glnstig ist.
Die Frage ist ja, wie es sich mit diesen Trams nach 120 000 Kilometern verhalt. Bernmobil hat
am 7. und am 19. April informiert. Die Wagen wirden laufend geprift und bei Unsicherheiten
sofort Massnahmen ergriffen. Mittelfristig missten Sanierungen in Angriff genommen werden,
deren Kosten Siemens tragen wiirde. Vorlaufig trauen wir diesen Informationen, wenn auch
mit skeptischem Blick.
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Catherine Weber (GB) fur die Fraktion GB/JA!/GPB: Per 1. Januar 1999 wurden die Stadti-
schen Verkehrsbetriebe eine selbstandige, offentlich-rechtliche Anstalt im Besitz der Stadt
Bern. Der Stadtrat hat sich dabei fast vollstdndig aus jeglicher Aufsichts- oder Kontrollfunktion
ausgehebelt. Es gibt in diesem Reglement gerade einen Artikel, der vorsieht, dass der Ge-
meinderat den Stadtrat orientieren muss, wenn bei Bernmobil etwas schlecht lauft. Das Com-
binodebakel hatte wohl auch bei mehr Einflussnahme durch die Legislative nicht verhindert
werden koénnen. Vielleicht hatte man jedoch rechtzeitig die richtigen Fragen stellen und sich
kritisch in die Kaufabsichten einmischen kénnen. Bereits 1997 war o6ffentlich bekannt, dass
mit den Combinos einiges im Argen liegt. Verschiedene Stadte klagten damals Uber diesen
Tramtypus. Man kann also die Frage stellen, ob der Verwaltungsrat sich genigend uber Vor-
und Nachteile des Combinos informiert hat. Man hatte auch gegeniber dem Grosskonzern
Siemens ein wenig skeptischer sein kbnnen. Die Firma stieg Anfangs der Neunziger aus rein
wirtschaftlichen Grinden ins Tramgeschaft ein, ohne Erfahrungen in diesem Segment vorzu-
weisen. Mit dem Kauf von Konkurrenzfirmen mit langjahriger Erfahrung wie Adtranz be-
herrscht Siemens heute einen grossen Teil des Marktes, jedoch nicht die notwendige Technik.
Die Combinos sind nun aber gekauft, sie fahren; deshalb miissen wir dem Direktor von Bern-
mobil glauben, dass allfallige Reparaturen und Folgekosten von Siemens getragen werden.
Vorlaufig fahren die Trams und haben ja auch nicht nur Nachteile. Es ist eigentlich sensatio-
nell, dass Leute im Rollstuhl selbstandig ein- und aussteigen kénnen. Die mdglichen Gefah-
ren sind weniger erfreulich und missen behoben werden. Am 3. Mai gab es einen interes-
santen Leserbrief: Der Verfasser ist Bauingenieur und empfiehlt, das Problem beim Gleisbau
zu lésen. Wenn so genannte Ubergangsbogen in die Geleise eingebaut wiirden, kénnte das
Tram sanft in Kurven fahren. Damit ware schon einiges an Gefahrenpotential aufgehoben. Die
Frage stellt sich, ob der Verwaltungsrat von Bernmobil auch diesbeziiglich schon Uberlegun-
gen gemacht hat. Auch in naher Zukunft wird es viele Fragen rund um die Combinos und auch
um Bernmobil geben, wobei die Stadt eine Mitverantwortung Gbernehmen muss. Wir haben
deshalb heute eine Motion eingereicht, um ein kleines Stlck der verloren gegangenen Kon-
troll- und Aufsichtspflicht in den Stadtrat zuriickzuholen. Zusatzlich méchten wir die BAK auf-
fordern, sich beziglich Bernmobil und weiteren Combino-Massnahmen einzumischen. Der
Gemeinderat ist verpflichtet, den Stadtrat Giber Massnahmen zu orientieren, wenn Bernmobil
den Leistungsauftrag lUberschreitet oder in anderer Weise nicht oder schlecht erfillt. Das ist
hier der Fall. Eigentlich hatte der Gemeinderat den Stadtrat von sich aus informieren sollen.
Die BAK ist gefordert, vom Gemeinderat vertiefte Auskunft zu verlangen, beispielsweise Uber
die Vertrage mit Siemens und die Beschlisse des Verwaltungsrats. Danach soll sie den
Stadtrat GUber weitere Massnahmen auf dem Laufenden halten. Zuverlassigkeit und Sicherheit
des Offentlichen Verkehrs gehen uns alle etwas an.

Fur die Fraktion FDP Hans-Ulrich Suter: Bernmobil hat frihzeitig Gber die Probleme mit den
Combinos informiert, wobei in Bern auf Grund der Neuheit der Trams noch keine Schaden
aufgetreten sind. Die Frage 3 ist eine Art Witz. Man sah am Beispiel Basel und Freiburg im
Breisgau, dass die Schaden erst nach einer gewissen Kilometerleistung auftreten kénnen. In
Basel war es eine vorsorgliche Stilllegung, sie wissen bis heute noch nicht, ob wirklich die
schweren Dachlasten die Ursache der Probleme sind. Wir haben ein Interesse daran, dass
unsere Combinos, die einen Gelenkteil weniger als in Basel aufweisen, moglichst bald in den
Bereich der 120 000 Kilometer kommen, um feststellen zu konnen, ob sie tatsachlich diesel-
ben Probleme aufweisen. Unsere Fraktion hat zu diesem Thema auch eine Interpellation ein-
gereicht, da es darum geht, den Betrieb in jedem Fall sicher zu stellen. Uns wirde interessie-
ren, ob die Trams, die nun nach Basel gegeben wurden, im Falle eines Engpasses in Bern
wieder zuriickgefordert werden kénnten.
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Direktor PVT Alexander Tschédppét: Der Gemeinderat nimmt die Schaden, die an den Combi-
nos aufgetreten sind, sehr ernst. Weshalb stellte man damals die Fragen nicht, wenn man
heute alles besser weiss? Es kdnnen sich nicht alle Stadte bei der Evaluation so getduscht
haben, dass man Bernmobil nun einfach fehlende Sorgfalt vorwerfen kénnte. Es ist klar, dass
man nun auf verschiedensten Ebenen diesen Mangeln entgegenwirken muss. Der Geleisebau
ist sicher eine Mdglichkeit; gewisse Kurven sind aber nicht einfach so zu verédndern. Auch der
Untergrund ist nicht einfach so umzubauen. Man muss nicht meinen, es gabe einfache und
glinstige Losungen, diese Probleme zu beheben. Fir Siemens ist es ein Prestigeobjekt, des-
halb prufen sie auch mit Volldampf die Behebung der Probleme. Man pruft im Bereich der
Rader und der Federungen. Es ist letztlich auch ein Schaden fiir die Firma und den Industrie-
standort Deutschland generell. Bernmobil ist in eine 6ffentlich-rechtliche Anstalt ausgelagert
worden, daher gilt es nun auch, die Spielregeln zu respektieren. Der Gemeinderat hat als
Aufsichtsbehotrde mit Einsitz im Verwaltungsrat eine Aufgabe, doch er wird sich hliten, den
operativen und den strategischen Teil miteinander zu vermischen.

Der Interpellant ist mit der Antwort teilweise zufrieden.

5 Dringliche Interpellation Margrit Thomet (SVP): Sperrung der Morgenstrasse und
Burgunderstrasse mit Pollern — Konzeptlose Verkehrspolitik der Stadt Bern!

Geschaftsnummer 04.000261

In einer Medienmitteilung aus dem Gemeinderat wird die Verkehrsberuhigung der Morgen-

strasse und der Burgunderstrasse angeklndigt. Unter dem Motto Larmsanierung Morgen-

strasse sollen nun in der Morgenstrasse und der Burgunderstrasse Poller errichtet werden um

den Durchgangsverkehr zu verunmaglichen.

Der Gemeinderat ist sich bewusst, dass damit der Verkehr nur auf andere Strassen verdrangt

wird. Deshalb will er auch die Kreuzung Morgenstrasse/Bumplizstrasse baulich anpassen,

d.h. verengen. Ein sogenannter Kleinkreisel soll errichtet werden.

Die Erfahrungen zeigen und der Gemeinderat stellt dies auch in seiner Medienmitteilung fest,

dass Sperrungen nur eine unangenehme Verkehrsverlagerung mit sich bringen.

Mit dieser Massnahme wird die Bumplizstrasse mit taglich 3 500 Fahrzeugen mehr belastet,

ausgerechnet an der Strasse, wo sich ein Schulhaus, Kindergarten und ein Altersheim befin-

den. Es ist ein Affront flir die Bewohnerinnen und Bewohner der Bumplizstrasse, die keine so

aktiven Lobbyisten des Stadtrats haben wie die Morgenstrasse.

Auch ein Fussgangerstreifen im Bereich des Schulhauses reduziert die sehr erhéhte Unfall-

gefahr nicht. Mit dieser unverstandlichen und kurzsichtigen Verkehrsmassnahme werden die

Schwachsten unserer Gesellschaft betroffen, namlich die Kinder und die altere Generation.

Deshalb mdéchten wir folgende Fragen stellen:

1. Findet der Gemeinderat die geschilderten Massnahmen fair gegeniber den Bewohnerin-
nen und Bewohnern der Bimplizstrasse, die vom Mehrverkehr nicht erfreut sind?

2. Wie geht der Gemeinderat mit den vielen unzufriedenen und entriisteten 6ffentlichen Au-
sserungen der Betroffenen um?

3. Findet der Gemeinderat nicht auch, dass solche Massnahmen den Verkehr nicht vermin-
dern, sondern verdrangen und lberhaupt keinen ,Erziehungseffekt® haben?

4. |Ist sich der Gemeinderat bewusst, dass er mit dieser Massnahme einmal mehr viele Ge-
werbetreibende schikaniert?
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5. Widerspricht dieses Vorgehen nicht dem Konzept Schulwegsicherung, wenn an einem
Schulhaus vorbei vorsatzlich Mehrverkehr durchgeleitet wird, auch wenn ein zusatzlicher
Fussgangerstreifen geschaffen wird?

6. Widerspricht diese Verkehrsverdrangungsmassnahme zu Lasten von alten Leuten nicht
den Vorgaben des Alterskonzepts des Gemeinderats?

7. Welche Strassen in Bimpliz sind fur ein flussiges Abwickeln des Verkehrs ohne Schika-
nen noch vorgesehen?

Begriindung der Dringlichkeit:
Die Sperrung der Morgenstrasse soll im nachsten Monat ausgefihrt werden.

Bern, 25. Marz 2004

Direktor PVT Alexander Tschédppét beantwortet die Fragen im Namen des Gemeinderats wie
folgt: Das vom Gemeinderat am 10. Marz 2004 genehmigte Projekt ,Larmsanierung Morgen-
strasse im Abschnitt Bimplizstrasse — Bernstrasse® stiitzt sich auf den gesetzlichen Auftrag
aus der eidgendssischen Larmschutzverordnung, auf das Stadtentwicklungskonzept STEK 95
und auf das stadtische Larmsanierungskonzept. Grundlage fir die Priorisierung der zu tref-
fenden Larmschutzmassnahmen bildet die Gliederung des Strassennetzes in Basis-, Uber-
gangs- und Quartierstrassen. Die Morgenstrasse gehort zum Quartiernetz, die Bimplizstrasse
zum Ubergangsnetz. An beiden Strassen ist der Larmschutz — wenn auch in unterschiedlicher
Prioritat — mit Massnahmen ,an der Quelle* zu gewahrleisten, d.h. in erster Linie durch Tem-
poreduktion und Verkehrsverlagerungen auf das Basisnetz.

Mit SRB 076 vom 17. Februar 2000 erteilte der Stadtrat dem Gemeinderat den Auftrag, u.a.
fir die Morgenstrasse ein Larmsanierungsprojekt auszuarbeiten. Die im betreffenden Vortrag
den Stadtrat erwahnten Massnahmen (Dosierung, Einbahnstrasse) erwiesen sich in der Folge
aber als nicht zweckmassig beziehungsweise nicht gentigend wirksam. Deshalb hat der Ge-
meinderat nun die zusammen mit der Quartierkommission Biumpliz-Bethlehem (QBB) erar-
beitete Variante mit den Sperren beschlossen. Diese Sperren in der Morgen- und in der Bur-
gunderstrasse werden mit Sicherheit nicht bereits im April 2004 ausgefuhrt, da sie zuerst
noch publiziert werden mussen. Nach Lage der Dinge ist mit Einsprachen zu rechnen, deren
Behandlung einige Zeit in Anspruch nehmen wird. Weiter gilt es zu prazisieren, dass die
Kreuzung Morgenstrasse/Bumplizstrasse nicht verengt wird; vielmehr werden mit der Einfih-
rung des Kreiselregimes in erster Linie Konflikte zwischen abbiegenden Velos und Lastwagen
eliminiert. Das Verkehrsaufkommen an diesem Knoten wird voraussichtlich abnehmen, da die
Morgenstrasse als Durchfahrtsachse an Attraktivitat verliert.

Die Sperren werden auch nicht, wie in der Interpellation beschrieben, «...nur eine unange-
nehme Verkehrsverlagerung mit sich bringen...», sondern in erster Linie die Anwohnerinnen
und Anwohner der Morgen- und der Burgunderstrasse vor den negativen Auswirkungen des
quartierfremden motorisierten Individualverkehrs schiitzen. Der prognostizierte Mehrverkehr
auf der Blimplizstrasse betragt nicht, wie in der Interpellation behauptet wird, 3 500 Fahrten
pro Tag (was ungefahr der heutigen Verkehrsbelastung auf der Morgenstrasse entsprache),
sondern ca. 2 800 Fahrten. Diese Zusatzbelastung setzt sich zusammen aus ca. 500 Fahrten
Ziel-/Quell-Verkehr und aus ca. 2 300 Fahrten Durchgangsverkehr. Es ist vorgesehen, mit
Verkehrszahlungen diese Prognose zu Uberprufen und allenfalls nétige Massnahmen zu er-
greifen.

Zu den Fragen 1 und 2: Gegenfrage: Ware es fair, ein homogenes Wohnquartier weiterhin mit
Fremdverkehr zu belasten, um ein Quartierzentrum und das Ubergeordnete Strassennetz
entlasten zu kénnen? Der Gemeinderat nimmt sowohl die Anliegen der heute vom Verkehr auf
der Morgenstrasse Betroffenen als auch die Anliegen derjenigen ernst, die allenfalls Auswir-
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kungen der jetzt vorgesehenen Larmsanierungsmassnahmen zu spuren bekommen kdénnten.
Er will deshalb in zweckmassigen und finanzierbaren Etappen Verbesserungen auf der
Grundlage der eingangs erwdhnten Konzepte (STEK, Larmsanierungskonzept) realisieren.
Wahrend nun vorerst die Larmsituation an der Morgenstrasse und die Querungsmaglichkeiten
der BUmplizstrasse verbessert werden, wird der nachste Schritt dem Schulhaus- und dem
Altersheimumfeld gelten, z.B. mit der EinfUhrung von Tempo 30 auf der Bumplizstrasse. Eine
entsprechende Projektidee wurde bereits mit der QBB diskutiert und ist dort auf grund-
satzliche Zustimmung gestossen. Fir bestimmte Einzelprobleme konnte jedoch noch kein
Konsens gefunden werden; deshalb hat die QBB einer Entkopplung der Vorhaben zuge-
stimmt.

Zu Frage 3: Einerseits kann es im vorliegenden Projekt gar nicht darum gehen, den Verkehr
zu vermindern, sondern ihn auf einigen wenigen Achsen zu blindeln mit dem Ziel, die gesetz-
lich vorgeschriebenen, kostspieligen Larmschutzmassnahmen auf diese Achsen beschranken
zu konnen. Andererseits veranlasst das Unterbrechen von beliebten Schleichverkehrswegen
durch Wohnquartiere Fahrzeuglenkende erfahrungsgeméass durchaus zum Uberdenken alter
Gewohnheiten. Es kann deshalb angenommen werden, dass Fahrten kinftig statt Gber die
Morgenstrasse Uber die Autobahn oder Uber die Freiburgstrasse fiihren werden.

Zu Frage 4: Alle Betriebe im Quartier sind auch weiterhin Uber kurze Wege gut erreichbar. Die
Morgen- und die Burgunderstrasse werden nicht auf ihrer ganzen Lange gesperrt, sondern
nur je an einem Ort unterbrochen. Fir den Veloverkehr sowie fiir Unterhalts- und Notfallfahr-
zeuge sind die Sperren passierbar. lhre versetzte Anordnung, die auf eine Anregung der QBB
zurlickgeht, erméglicht es auch, weiterhin alle Orte im Quartier Hohe direkt zu erreichen. Es
kann deshalb keine Rede davon sein, dass mit den vorgesehenen Massnahmen die Gewerbe
Treibenden schikaniert werden.

Zu Frage 5: Ausser der Schulanlage Bimpliz befinden sich zwischen Morgenstrasse und Bur-
gunderstrasse die Primarschule Héhe und im Bereich Burgunderstrasse/Benteliweg Kinder-
garten und eine Kindertagesstatte. Das Problem der Schulwegsicherheit I&dsst sich daher nicht
auf das unmittelbare Umfeld der Bimplizstrasse reduzieren. Insbesondere auf stark befahre-
nen Quartierstrassen wie der Morgenstrasse ist es schwierig, den quartierfremden Fahrver-
kehr genugend deutlich auf die zahlreichen Wegbeziehungen der Kinder aufmerksam zu ma-
chen. Demgegeniiber sind die Schulanlage Bimpliz und deren Zugange im Strassenraum gut
erkennbar. Das vorliegende Projekt tragt deshalb mit der Verkehrsentlastung an der Morgen-
strasse und an der Burgunderstrasse sowie den Massnahmen an der BUmplizstrasse insge-
samt zur Verbesserung der Schulwegsicherheit bei.

Zu Frage 6: Die Massnahmen an der Biimplizstrasse und im Wohnquartier Hohe sind auch fir
altere Leute von Nutzen. Insofern kann nicht behauptet werden, der Gemeinderat handle mit
den bereits beschlossenen und den noch bevorstehenden, dem Schulhaus- und dem Alters-
heimumfeld geltenden Massnahmen gegen die Grundsatze des Alterskonzepts.

Zu Frage 7: Das Verkehrskonzept zum Stadtentwicklungskonzept 1995 sieht in Bumpliz-
Bethlehem ein Basisnetz vor, das im Wesentlichen aus den Autobahnen (die einen massge-
benden Teil des Bimplizer Verkehrs Gibernehmen) sowie aus den Achsen Bethlehemstrasse —
Eymattstrasse, Bernstrasse — Bottigenstrasse, Freiburgstrasse, Hallmattstrasse, Neue Mur-
tenstrasse und Umfahrung Niederbottigen — Moosweg besteht. Das Ubergangsnetz bilden die
Achsen Morgenstrasse West — Blumplizstrasse (zwischen Morgen- und Bernstrasse), Brin-
nenstrasse Sud — Bimplizstrasse (zwischen Brinnen- und Murtenstrasse), Waldmannstrasse
und Murtenstrasse (zwischen Weyermannshaus und Waldmannstrasse). Der Entwurf zum
Richtplan fir den motorisierten Individualverkehr sieht gewisse Anderungen an diesem Kon-
zept vor, die aber keinen Einfluss auf das vorliegende Projekt haben. Die 6ffentliche Mitwir-
kung fur den Richtplan MIV wird im Herbst 2004 stattfinden.
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Der Gemeinderat erachtet im Ubrigen Tempobeschrankungen nicht als Schikane; sie stehen
auch nicht einer flissigen Abwicklung des Verkehrs entgegen. Allerdings kann es nicht ange-
hen, den Verkehr Uberall hindernisfrei zirkulieren lassen — ohne Ricksicht auf Wohnqualitat,
Immissionsschutz und Verkehrssicherheit.

- Auf Antrag der Interpellantin beschliesst der Rat Diskussion. -

Die Interpellantin Margrit Thomet (SVP): Die Antwort befriedigt mich nicht voll. Gegen sinn-
volle Verkehrsberuhigung hat die Bevdlkerung sicher nichts und gegen Tempo 30 ist der Vor-
stoss auch nicht. Es geht um die Poller. Was an der Morgen- und Burgunderstrasse passiert,
ist ein Schwarzpeterspiel. Die Ankiindigung der Sperrung dieser Strassen mittels Pollern hat
in den angrenzenden Wohngebieten eine Welle der Entristung ausgeldst. Die Morgen- und
die parallel verlaufende Burgunderstrasse sind bereits mit Tempo 30, Schwellen, versetzten
Parkplatzen und baulichen Massnahmen verkehrsberuhigt worden. Es ist gegentber der Be-
vOlkerung der anderen Quartiere nicht fair, wenn dort nun zuséatzlich eine Nulltoleranz
herrscht. Der Verkehr wird zu Lasten anderer Strassen verschoben. Die Larmsanierung ist
vollbracht; wenn nun Alexander Tschappat sagt, sie sei noch ungentgend, waren all diese
Verkehrsberuhigungen und Larmsanierungen in der Stadt noch ungenlgend. Es ist zynisch,
wenn sich nun der Gemeinderat und die Verantwortlichen der Verkehrsplanung mit den 1995
beschlossenen Stadtentwicklungskonzept entschuldigen und sagen, eine Sperrung sei bereits
dort vorgesehen und das langerfristige Ziel sei die Entlastung von Buimpliz vom Durchgangs-
verkehr. Das Ziel kann der Gemeinderat festlegen; doch hier sprechen wir iber die Umset-
zung, die fur alle ertraglich sein muss. Die Auswirkungen des eingeschlagenen Wegs sind
verheerend. Die betroffenen Gewerbe Treibenden werden weniger gut erreichbar sein, was
fir den Geschaftsgang negativ sein wird. Die Behdrde vertritt immer eine Wohnpolitik mit ge-
mischten Nutzungszonen, verunmaoglichen diese jedoch mit Blockaden durch Pollern. Deshalb
sind Sperrungen in gemischten Zonen nicht vertretbar. Der verantwortliche Gemeinderat
nimmt die Interessen nicht aller Betroffenen wahr, sondern nur von Gruppen, die politisch
sehr aktiv sind. Diese Gruppierungen sind nicht reprasentativ. Auch die QBB macht eine Sa-
lamitaktik, indem sie die verschiedenen Massnahmen trennt. Der zu erwartende Umlage-
rungsverkehr wird sich hauptsachlich auf Bimpliz- und Bernstrasse verlagern. Statthalter- und
Freiburgstrasse werden ebenfalls vom Mehrverkehr betroffen sein. Die Bernstrasse, die mit
dem Trassee vom Tram Bern West zusatzlich belastet werden soll, wird kaum mehr Verkehr
aufnehmen kénnen. Ebenfalls absurd ist die Verkehrsverdrangung auf die Bimplizstrasse, an
der sich Schulhauser, Kindergarten und Altersheim befinden. An diesen neuralgischen Punk-
ten vorbei darf nicht absichtlich Mehrverkehr gelenkt werden. Sonst widerspricht diese Mass-
nahme der Schulwegsicherung und dem Alterskonzept. Die Anwohnenden an all den ge-
nannten Strassen haben dasselbe Recht wie diejenigen an der Morgen- und Burgunderstras-
se. Die Anwohnenden an der Freiburgstrasse sind auch schon aktiv geworden und sammeln
Unterschriften, weil sie schon heute unter den negativen Auswirkungen der Verkehrsberuhi-
gung zu leiden haben. Wie viele Strassen will der Gemeinderat noch mit Pollern versehen?

Den negativen Dominoeffekt dieser Verkehrsverdrangungspolitik kénnte sich der Gemeinderat
ersparen. In den flankierenden Massnahmen der Uberbauung Briinnen ist die Umfahrung Nie-
derbottigen mit der sogenannten Spange vorgesehen. Diese Spange wird nicht nur den Mehr-
verkehr aufnehmen, sondern auch einen Teil des heutigen Durchgangsverkehrs in Bimpliz.
Weshalb wird diese Entlastung nicht abgewartet? Und weshalb wird nun diese sinnlose Ver-
drangungspolitik so forciert? Der Gemeinderat und die Gruppierung ,IG Sidquartier ohne
Durchgangsverkehr® sollen warten, bis das notwendige Strassenkonzept mit der Uberbauung
Brinnen erstellt ist. Eine Verkehrsentlastung, die rasch umsetzbar ist, wiirde eine gute Signa-
lisation bringen, damit wenn mdglich die Autobahn benutzt wird. Dieses Anliegen wurde im
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Stadtrat schon diskutiert. Es ist also unsinnig, die Verkehrsberuhigung in Bimpliz mit dieser
Salamitaktik so anzugehen und mit der Polleritis eine Strasse nach der anderen zu sperren.
Daneben muss Bimpliz auch mit dem MIV gut erreichbar sein, damit dieser Stadtteil auch fir
das Gewerbe attraktiv bleibt. Wenn den Gewerbe Treibenden die lebensnotwendige Infra-
struktur entzogen wird, gehen sie zu Grunde oder ziehen um. Wir bitten also den Gemeinde-
rat, auf den Entscheid der Schliessung der Morgen- und Burgunderstrasse zurickzukommen,
damit diese Verdrangungspolitik zu Lasten anderer korrigiert werden kann. Die 1300 Unter-
schriften miissen ernst genommen werden. Die Petition gegen die riicksichtslose Schliessung
der Morgen- und Burgunderstrasse zeigt nur die Spitze des Eisberges der Unzufriedenheit
und Enttaduschung der betroffenen Bevolkerung. Wir bitten den Gemeinderat, das Gesamtwohl
der Bevdlkerung im Auge zu behalten.

Fraktionserklarungen

Fur die Fraktion FDP Rolf Héberli: Bekanntlich ist die Umgebung der Burgunderstrasse ein
ausschliessliches Wohngebiet. Fir die vordere Morgenstrasse trifft dies auch zum grdssten
Teil zu. Aus diesem Grund sind die erwahnten Gebiete mit blauer Zone belegt, mit einem
Fahrverbot fur Lastwagen und mit wechselseitig angelegten Parkplatzen. Zudem hat es an der
Kreuzung Morgen- und Statthalterstrasse eine Schwelle. Die bisherigen Verkehrsschutz-
massnahmen genigen zum Schutz der Anwohnenden. Weitere Massnahmen lehnt unsere
Fraktion ab, denn sie sind unnétig. Die hintere Morgenstrasse ist ein vorwiegendes Industrie-
gebiet mit teilweise internationalen Firmen, die angewiesen auf Besucher und Vertreter sind.
Die vorgesehenen Poller sind eine Verkehrsblockierung, die nur eine unerwiunschte Verkehrs-
verlagerung erwirkt, das Problem jedoch nicht 16st. Die Idee der Erstellung von Pollern ent-
spricht einer kurzsichtigen, rein egoistischen Politik. Sollte sie auf alle Quartierstrassen uber-
gehen, erleben wir demnachst einen Verkehrskollaps.

Der schmale und enge Niederbottigenweg, auf dem stellenweise zwei Personenwagen nicht
kreuzen kénnen, wird seit mehr als 20 Jahren als Autobahnzubringer missbraucht. Dort sollte
man Poller erstellen und nicht an der Morgen- und Burgunderstrasse.

Michael Aebersold (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Es ist nicht einfach, zu so etwas Absurdem
und Konzeptlosem zu sprechen. Es ist komisch, in der Interpellation von Konzeptlosigkeit zu
sprechen und dann zwei Konzepte zu erwahnen, ndmlich das STEK und das Larmschutzkon-
zept. Man ist vielleicht mit den Inhalten nicht einverstanden, aber es ist falsch, von Konzept-
losigkeit zu sprechen. Das STEK ist ein klares Verkehrskonzept, das den Verkehr auf einige
Basisstrassen kanalisieren und die Quartierstrassen vor dem Durchgangsverkehr schitzen
will. Den Verkehr kann man also einerseits verlagern oder reduzieren. Das zweite Konzept ist
der Larmschutz. Das gibt es nicht nur, weil es so larmig ist, sondern weil es zuviel Verkehr
hat und die Grenzwerte nicht eingehalten werden. Auch da kann man einerseits dicke Fenster
montieren, die immer geschlossen bleiben missen, oder andererseits wieder den Verkehr
reduzieren. Das Konzept der Verkehrsberuhigung im Gebiet Morgen- und Burgunderstrasse
hat eine lange Geschichte. Es gibt eine Petition von 1999, die bisher unerwahnt blieb. Ich
verweise auf die Diskussionen um die Larmsanierung und auf die Diskussionen und Kon-
zeptfindungen der zustandigen Direktion mit der QBB. Mit einer Gegenstimme wurde dem
Projekt zugestimmt. Auch die Schulen wurden einbezogen. Diese Fragen wurden auch im
Rahmen des Entwurfs zum Richtplan 1997 bis 1999 diskutiert. Nun so zu tun, als sei das et-
was ganz Neues, nie diskutiert und aus dem Zusammenhang gerissen, zeugt entweder von
Unwissenheit oder vom Versuch, etwas nicht richtig darzustellen. Es geht darum, ein Problem
zu l6sen. 3500 Fahrten gibt es taglich in diesen Quartierstrassen. Zwei Drittel haben kein Ziel
und keine Quelle in diesen Strassen. In der Stadt Bern gibt es keinen Stadtteil, der so optimal
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ausgelegt ist, um den Durchgangsverkehr auf die Peripherie zu bringen. Ein gutes Verkehrs-
konzept muss die Wabenldésungen beinhalten. Im Kleinen wird das nun an der Morgen- und
Burgunderstrasse getan. Das ist ein Anfang. Bezlglich der Verkehrsreduktion missen die
Leute, die trotzdem durchfahren wollen oder missen, mit einem Roadpricing zur Kasse ge-
beten werden. Wir wollen dem Gemeinderat den Ricken starken, dass er das Projekt so um-
setzt, wie es auch in einem demokratischen Prozess unter anderem mit der Quartierkommis-
sion festgelegt wurde. Gewisse Dinge kdnnte man besser machen. Die Konzepte werden im-
mer schrittweise umgesetzt. Es ist wichtig, dass informiert wird, dass es sich eben um einen
kleinen Teil eines Ganzen handelt. Diesbezlglich sollte nun der Richtplan fertig werden, da-
mit das Gesamtsystem ersichtlich wird. Wir teilen die Bedenken der Fraktion SVP/JSVP be-
zlglich Sicherheit. Vor allem die Blrgerlichen waren nicht bereit, weiter gehende Massnah-
men umzusetzen. Wir helfen aber gerne mit, die Strassen noch sicherer zu machen.

Fur die Fraktion GFL/EVP Conradin Conzetti (GFL): Es gehort offenbar zum Verkehrskonzept,
dass es Quartierstrassen gibt, die larmsaniert oder verkehrsberuhigt werden sollen und das
es ein Ubergangs- und ein Basisnetz gibt. Darum geht es bei der Morgen- und Burgunder-
strasse. Deshalb ist unsere Fraktion der Meinung, dass diese Strassen gesperrt werden sol-
len, wenn die anderen Massnahmen nicht genug Besserungen gebracht haben. Die Empdrung
so vieler Autofahrer erlaubt den Rickschluss, dass sehr viele Leute tatsachlich durch diese
Strassen gefahren sind. Es gehért zum STEK, dass der Verkehr in Basis- und Ubergangsnetz
gelenkt und dort gesammelt wird. Deshalb verstehe ich nicht, weshalb die SVP das Vorgehen
konzeptlos nennt, obwohl ich verstehe, dass ihr das Konzept an sich nicht passt. Wir begrus-
sen die Petition der Anwohnenden der Morgen- und Burgunderstrasse fir die Sperrung und
verstehen durchaus, dass es ablehnende Stimmen aus der Nachbarschaft gibt. Wir fragen
uns allerdings, wie viele Leute, die nur dort durchfahren, unterschrieben haben. Es kdénnte
sein, dass es Leute gibt, die nun mit dem Velo unterwegs sein oder den Bus nehmen werden.
Es ist richtig, dass es flankierende Massnahmen wie Schulwegsicherung, Massnahmen beim
Altersheim, Larmsanierungen und Tempo 30 braucht. Gegen die Sperrung und gegen das
Tram Bern West, fir die Tieferlegung der Bahn bei der Briinnenstrasse sein: Es gibt bei der
SVP offenbar Leute, die den freien Autoverkehr wie bisher winschen. Das ist nicht mehr
Uberall méglich. Wir danken dem Gemeinderat und bitten, in den Quartieren Strassen zu sper-
ren und auch dabei zu bleiben.

Daniel Lerch (CVP) fir die Fraktion CVP/ARP: Ich méchte die Anwesenden einladen, einmal
bei mir im Garten einen Kaffe zu trinken. Sie wiirden entsetzt sein. Nachts fahren Autos mit
hoher Geschwindigkeit durch die Freiburgstrasse, machen Vollbremsungen, wenden und
kommen in der gleichen Art zurick und verschwinden. Morgens zwischen 7 und 8 Uhr verkeh-
ren innerhalb einer Stunde 750 Fahrzeuge. Vor ungefahr einem Jahr reichte ein Bewohner der
Freiburgstrasse eine Petition ein, die vermehrte Geschwindigkeitsmessungen verlangte. Der
Gemeinderat antwortete, Geschwindigkeitsmessungen seien an der Freiburgstrasse beliebt,
weil dort viele Ubertretungen passierten. Ich wohne seit 20 Jahren dort und habe noch nie
eine Kontrolle gesehen. Sie scheinen in der Industriezone stattzufinden. Und nun soll die
Strasse, damit andere Privilegierte, die schon Zone 30 erhalten haben, noch mehr Verkehr
Ubernehmen, frei nach dem Satz ,Wer da hat, dem wird gegeben und wer nicht hat, dem wird
noch genommen, was er hat®. Ich habe Verstandnis, dass sich die Bewohner von Niederbotti-
gen wehren, denn niemand kann sagen, ob der bereits unhaltbare Zustand dort sich noch
verschlimmert.

Unsere Bedenken, die wir an verschiedenen Anldassen weitergaben, wurden wohl Uberhort.
Wir seien Verhinderer, wurde mir vorgeworfen. Der Leist wurde angegriffen, weil er keine kla-
re Stellung beziehe. Das Leistgebiet umfasst das Gebiet von der Bottigenstrasse bis zur
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Weidmatt, von Kleefeld bis zur Bernstrasse. Wir kdnnen nicht Partei ergreifen fir jemanden,
damit andere die Folgen tragen mussen. Deshalb hat der Leist keine Haltung einnehmen
wollen. Der QBB-Président hat mir gesagt, sie hatten auch nie Stellung genommen. Der Leist
hat aber verschiedene Forderungen an den Gemeinderat gestellt: Eine bessere Signalisation
zur Autobahn, Ausbau der Westtangente Moosweg-Umfahrung Niederbottigen, Larmschutz-
massnahmen bei Strassen, die nicht verkehrsberuhigt werden kénnen, vermehrte Geschwin-
digkeitskontrollen. All das wird auf die lange Bank geschoben. Wir haben uns eingesetzt, dass
der Lastwagenverkehr des Industriegebiets nicht durch die Burgunderstrasse fahrt. Der Leist
tut auch etwas, er fragt sich einfach, wo bei der Schliessung Morgenstrasse der Grundsatz
der Gleichberechtigung bleibt. Wir sehen eher die Absicht, uns durch die Schliessung mehr zu
belastigen, damit wir beim weiteren Vorgehen zustimmen. Wer am Abend und am Wochenen-
de durch die Morgenstrasse geht, ist Uberrascht, wie ruhig die Strasse ist. Seit der Einfuhrung
von Tempo 30 ist sie wesentlich ruhiger geworden, aber die Erwartungen der Anwohnenden
wurden nicht erfillt. Wenn bei der Verkehrzahlung eine seriose Umfrage erhoben worden wa-
re, weshalb die Leute durchfahren, hatte man gemerkt, dass sich im Weyermannshaus und
auch an der Morgenstrasse ein Industriegebiet befindet und dort Leute arbeiten. Es ist also
mehrheitlich Quellverkehr. Eine Schliessung der Burgunderstrasse gibt uns nicht mehr Ver-
kehr. Andreas Flickiger sprach letzten Donnerstag von Verkehrsmaschinen. Er vergisst aber,
dass gerade die Gewerkschaften durch die Autoindustrie stark geworden sind. Vor noch nicht
langer Zeit hatte die SP die Devise ,Jedem Arbeiter sein Auto“. Der Verkehr lasst sich heute
nicht mehr propagieren, deshalb wird negative Politik betrieben. Mit dem Auto ist man heute
dabei, das ist vor allem bei den Jungen so. Da musste angesetzt werden. Angesichts des
Wahlerpotentials von Rot-Griin sollte es eigentlich schon lange weniger Verkehr geben. Des-
halb stellen wir die oben genannten Forderungen an den Gemeinderat.

Fur die Fraktion GB/JA!/GPB Daniele Jenni (GPB): In einem Punkt geben wir Margrit Thomet
recht. Sie fragt, ob die Anwohnenden der Morgen- und Burgunderstrasse nicht dieselben
Rechte haben wie diejenigen der Biimplizstrasse. Sie haben dasselbe Recht auf Verkehrsbe-
ruhigung. Das Problem ist, dass sich der Gemeinderat hat veranlassen lassen, die Teile eines
gemeinsamen Konzepts zu trennen. Das ist unglicklich und deshalb verstandlich, dass es an
der Bimplizstrasse teilweise auch so empfunden wird. Es ist richtig, wenn an Morgen- und
Burgunderstrasse der Verkehr beruhigt wird. In der jetzigen Situation dort zuriickzukehren,
ware daneben. Aber es ware winschenswert, wenn nun die Gelegenheit wahrgenommen und
das Getrennte wieder zusammengefiigt wirde; namlich der Einbezug der Bimplizstrasse in
das Konzept. Wenn das nun getan wird, liesse sich der nun entstandene Konflikt zwischen
den Leuten l6sen. Solche Konflikte lassen sich nur mit einer Verkehrsberuhigung, die das
ganze Gebiet umfasst, 16sen. Wir wiinschen, dass der Gemeinderat in diese Richtung weiter
geht. So kann nicht behauptet werden, der Verkehr belaste wegen der Massnahmen andere
Orte mehr.

Einzelvoten

Rolf Schuler (SP): Ich méchte mich zur Situation der im Vorstoss despektierlich ,Schwachste”
genannten, namlich der Kinder und der alteren Leute, dussern. Nicht das Lobbying an der
Morgenstrasse ist ein Affront, sondern die Behauptung von Margrit Thomet und ihren Mitin-
terpellanten, dass Kinder, Jugendliche und altere Menschen generell als die Schwachsten
unserer Gesellschaft bezeichnet werden. Das minimiert den Respekt vor diesen Mitburgerin-
nen und Mitburgern, die teilweise ein Leben lang harte Arbeit geleistet und Steuern bezahlt
haben. Die Aussage der Interpellation, dass ein Fussgangerstreifen im Bereich des Schulhau-
ses die erhdhte Unfallgefahr nicht reduziere, entbehrt jeder statistischen Grundlage. Vielmehr
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ermuntert eine solche Aussage zum Ignorieren der Verkehrsregeln. Zu einer menschenver-
traglichen Verkehrspolitik gehért auch der 6ffentliche Verkehr. Das Tram Bern West tragt zu
einer besseren Mobilitdt und einem umweltvertraglichen Verkehr bei. Die Behauptung der
Interpellantin, das Tram Bern West belaste die Bernstrasse mehr, ist nicht richtig. Die Entla-
stung der Bernstrasse ist vielmehr ein weiterer positiver Aspekt des Trams Bern West.

Direktor PVT Alexander Tschédppét: Es kann fur den Gemeinderat keine Politik sein, zu
schauen, wer wie viele Unterschriften sammelt und das einer anderen Organisation gegen-
Uberstellt. Von einer Regierung kann man nicht erwarten, dass sie sich von solchen emotio-
nalen Unterschriftensammlungen leiten lasst. Man muss alle Unterschriftensammlungen ernst
nehmen. Das hat der Gemeinderat von Anfang an gewollt. Wir haben nie beabsichtigt, Mor-
gen- und Burgunderstrasse isoliert zu beruhigen, sondern eine gesamte Verkehrsberuhigung.
Nicht zuletzt wegen der Blrgerlichen war es nicht moglich, dieser Gesamtldsung zum Durch-
bruch zu verhelfen. Deshalb hat man sich auf dasjenige, das in der Quartierkommission einen
Konsens gefunden hat, beschrankt. Die QBB ist die offizielle Ansprechpartnerin des Gemein-
derats. Ich teile die Meinung von Daniele Jenni, dass die Massnahmen weiter gehen missen.
An der Bimplizstrasse und im Umfeld von Altersheim und Schulen muss geschaut werden,
welche Massnahmen dort mdéglich sind. Es gibt vielleicht nicht nur Umlagerungen, sondern
auch Leute, die umdenken und andere Wege benutzen. Der Gemeinderat muss beide Seiten
ernst nehmen, er kann sich aber von Unterschriftensammlungen nicht beeinflussen lassen. Er
muss einer gesamthaften Verkehrspolitik folgen, die er in seiner Richtlinienplanung bekannt
gibt. Das Ganze ist keine parteipolitische Diskussion. Es ist eine Quartierproblematik, deshalb
muss das Quartier gemeinsam versuchen, weitere Lésungen anzugehen, um den uner-
wunschten Durchgangsverkehr in Griff zu bekommen. Wenn alle Parteien versuchen, gemein-
sam Losungen zu finden, wird es nicht nur an der Morgen- und Burgunderstrasse bezliglich
Wohnqualitat besser, sondern auch an einer Freiburg-, Bimpliz- oder Schlossstrasse.

Daniel Lerch (CVP): Der Gemeinderat sollte sich nicht beeinflussen lassen. Man hat aber im-
merhin 500 Unterschriften fiir die Schliessung der Burgunderstrasse gesammelt. Es ist unver-
standlich, weshalb dieser Vorstoss Uberhaupt so ernst genommen wurde. Sollte man nicht die
Glockenstrasse zuerst in Zone 30 umwandeln? Das ist die Schulstrasse. Der Gemeinderat
soll nicht ignorieren, dass es in der Weidmatt etwa 800 Einwohnende und Uber 100 Kinder
hat. Auch die haben ein Recht auf ein bisschen Wohnlichkeit. Uns vertréstete man immer
wieder mit Larmschutzmassnahmen; bis jetzt ist nichts passiert.

Die Interpellantin ist mit der Antwort nicht zufrieden.

7 Motion Fraktion SP (Oskar Balsiger) vom 29. Mai 1997: ,,Kinder in der Stadt Bern
— Schulhduser mit sicherem und gesundem Umfeld“; Fristverlangerung

Geschaftsnummer 98.000647

Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, die Frist fur die Erfillung der Motion bis Ende 2005
zu verlangern.

Fraktionserklarungen

Der Motionar Oskar Balsiger (SP) fur die Fraktion SP/JUSO: Die Motion entstand aus einer
Situation Anfangs 90er-Jahre. Man wollte die Politik bezlglich eines gesunden und sicheren
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Umfelds der Schulhduser in geordnete Bahnen bringen und verhindern, dass es zu Ungleich-
behandlungen kommt. Mit einer erheblichen Verspatung konnten wir am 16. Mai 2002 einen
ersten Bericht des Gemeinderats entgegen nehmen. Wir haben ihn zuriickgewiesen und die
Frist bis Ende dieses Jahres verlangert. Der Gemeinderat legt uns heute einen Bericht vor
und verlangt noch einmal eine Verlangerung. Unsere Fraktion steht dieser Verlangerung
wohlwollend gegenltber. Wir berticksichtigen, dass der Gemeinderat dem Auftrag, den wir ihm
2002 gegeben haben, nachgelebt hat und sehen ein, dass dieser Prozess Zeit fordert. Wir
sind aber der Meinung, dass nun Schwung in die Sache kommen sollte und Ende 2005 keine
weitere Verlangerung diskutiert werden sollte. Wir méchten darauf hinweisen, dass nach dem
Bericht des Gemeinderats die konzeptionellen Arbeiten bezlglich Verkehrssicherheit voran-
getrieben werden. Die Bereiche Gesundheit und Larmschutz wurden offenbar bisher nicht
behandelt. Wir erwarten, dass Ende 2005 diese Aspekte auch behandelt sein werden.

Doris Schneider (GB) fur die Fraktion GB/JA!/GPB: Ein sicheres Umfeld, Schulwegsicherung
und die Einhaltung der Larmgrenzrichtwerte sind die verbindlichen Forderungen der Motion
Balsiger. Sie hat in den letzten 7 Jahren erreicht, dass alle Schulhduser Uberprift worden
sind. Vor zwei Jahren, bei der ersten Diskussion Uber die Ergebnisse, war ich PVK-
Referentin. Die Kommission betonte damals, dass es sich um eine schwergewichtige Motion
handle. Es geht um zahlreiche Massnahmen; ein grosser Handlungsbedarf wurde festgestelit.
So werden zum Beispiel bei 6 Kindergarten und 13 Schulen die Larmgrenzrichtwerte Uber-
schritten. Larm macht krank; Schulkinder in einer krank machenden Umgebung zu erziehen,
darf nicht sein. Ich vermisse die Thematisierung der Gesundheit und hoffe, dass die Larmpro-
bleme im kommenden Konzept berlcksichtig werden. Wir unterstitzen die Fristverlangerung,
um eine verbindliche Zeitangabe zu erhalten. Das heisst aber nicht, dass nach den Wahlen
die aufwandige Motion schnell abgeschrieben werden kann.

Mit der Motion Balsiger sollte immer auch die Motion Aeppli traktandiert werden. Das hat der
Stadtrat am 27. April 2000 beschlossen. Die Motion Aeppli behandelt konkret die Situation
des Kirchenfeldschulhauses. Ich hatte gerne spatestens im Jahr 2005 auch Auskunft tGber die
Motion Aeppli.

Im Galgenfeld wirkt seit Jahren eine Elternpatrouille, um ihren Kindern einen sicheren Uber-
gang zu garantieren. Wie sieht die Uberdirektionale Zusammenarbeit mit diesem Elternrat
aus? Vielleicht erhalten wir auch darlber in einem Jahr Antwort.

German Kalbermatten (CVP) fir die Fraktion CVP/ARP: Unsere Fraktion hat sich immer far
sichere Schulwege und ein sicheres Umfeld bei Schulhdusern eingesetzt. Es ist viel in die
Sicherheit investiert worden; das ist gut angelegtes Steuergeld. Es muss auch noch einiges
getan werden, aber bitte nicht erst morgen. Es braucht nicht immer neue Konzepte. Wir ver-
langen, dass die Motion endlich umgesetzt wird und stimmen deshalb der Fristverlangerung
nicht zu.

Beschluss

Die Frist wird mit 48 : 5 Stimmen bei einigen Enthaltungen bis Ende 2005 verlangert.
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8 Postulat Oskar Balsiger (SP): Abstimmen der Vertikalsignalisation auf die Netz-
struktur von ,,Veloland Schweiz“ und ,,Veloland regional“

Geschaftsnummer 04.000181

1991 legte der Kanton aus Anlass der Jubilaumsfeierlichkeiten 800 Jahre Bern den Grund-
stein fur ein kantonsweites Veloroutennetz. Seither existieren Velorouten, welche die Stadt
von Stadtrand zu Stadtrand durchdringen. Im Verlauf der Zeit erfuhr dieses kantonale Netz
diverse Erganzungen. 1998 hob die Stiftung Veloland Schweiz die Schweizer Radwander-
wege (SRWW) aus der Taufe. Dabei wurde die kant. Velowanderroute Nr. 1 (Thun—Bern—Aar-
berg—Biel) als Bestandteil von Veloland Schweiz zur Aare-Route Nr. 8 der Schweizer Rad-
wanderwege aufklassiert. 2002 finanzierte die Expo 02 ein sich auf die vier Kantone BE, NE,
VD und FR erstreckendes Projekt HPM Expo 02 (HPM = Human Powered Mobility). Die Expo-
Kantone und die Stiftung Veloland Schweiz kamen Uberein, Routen, welche von Kantonen
erstellt und mit Unterstiitzung des Kantons unterhalten werden, unter dem Begriff ,regionale
Routen® zusammenzufassen und mit zweistelligen Nummern zu kennzeichnen. Die Kantone
FR und BE nahmen das Projekt HPM Expo 02 zum Anlass, die Kennzeichnung aller kantona-
len Routen auf zweistellige Nummern umzustellen und die Ausschilderung der Veloverbin-
dung Bern-Neuchatel (Route Nr. 94) in die Wege zu leiten. Heute wird die Stadt Bern von
folgenden Velorouten durchquert:

Veloland Schweiz:

Aare-Route Nr. 8 (Grimsel-Interlaken-Thun-Bern-Aarberg-Biel-Zusammenfluss Aare/Rhein)
Veloland regional:

Nr. 94: Neuchéatel NE-Ins-Kerzers FR-Bern-Konolfingen-Huttwil-Sursee LU

Nr. 74: Wimmis-Belp-Bern-Schwarzenburg-Bulle FR-Broyetal

Nr. 64: Spiez/Wimmis-SBB-Briicke Uttigen-Bern Ost-Biel-Sonceboz-Moutier

Nr. 34: Estavayer-le-lac FR-Payerne VD-Laupen-Bern-Olten SO

Die Fernziele der die Stadt Bern verlassenden Routendestinationen sind:

- Thun Minsingen (SRWW Nr. 8)

- Langnau (Veloland regional Nr. 94)
- Olten (Veloland regional Nr. 34)
- Biel (Veloland regional Nr. 64)
- Aarberg (SRWW Nr. 8)

- Neuchétel (Veloland regional Nr. 94)
- Laupen Murten (Veloland regional Nr. 34)
- Schwarzenburg Koéniz (Veloland regional Nr. 74)
- Thun Belp (Veloland regional Nr. 74)

Seit es die Velowanderrouten gibt, wurde die rote Wegweisung ,Empfohlene Route fiir Rad-
fahrer® in der Stadt Bern gelegentlich punktuell, nicht jedoch umfassend Uberprift und ange-
passt.

Unbefriedigend geldst sind:

1. Ldckenhafte Adaption lokaler Ziele auf die Ubergeordnete Struktur.

2. Abschnittweise zu verwinkelte Flihrung Ubergeordneter Routen.

3. Fehlende oder zu komplizierte Ausschilderung wichtiger Destinationen, wenn keine uber-
geordnete Velowanderroute dorthin fihrt, z.B. sind die Ausfahrten Richtung ,Fribourg“ und
,Ostermundigen” (Worblental) fir Ortsunkundige nahezu unauffindbar!

4. Fehlende oder unverstandlich markierte Tangentielverbindungen im Westen (Koniz-Bimp-
liz-Wohlen) und Stden Berns (Muri/Wabern-Bumpliz-Fribourg/Laupen/Murten)
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Der Gemeinderat wird deshalb ersucht, die roten Wegweiser ,Empfohlene Route fir Radfah-
rer fir den Lokalbereich umfassend zu lberprifen und auf das Konzept der libergeordneten
Fernziele abzustimmen, Unndétiges ,auszumisten®, wo sinnvoll und nétig Ergdnzungen vorzu-
nehmen oder die Routenfiihrung zu straffen.

Bern, 11. September 2003

Antwort des Gemeinderats

Der Gemeinderat ist bereit, im Hinblick auf die Vereinheitlichung der Wegweisung das inner-
stadtische Velo-Beschilderungssystem anzupassen, d.h. die roten Wegweiser "Empfohlene
Route fur Radfahrer" fir den Lokalbereich umfassend zu Uberprifen und auf das kantonale
Konzept der Ubergeordneten Fernziele abzustimmen, dabei Unnétiges zu entfernen und al-
lenfalls Erganzungen anzubringen.

Antrag
Dem Stadtrat wird beantragt, das Postulat erheblich zu erklaren.

Beschluss

Das Postulat wird stillschweigend Uberwiesen.

9 Postulat Fraktion SP/JUSO (Raymond Anliker, SP): ,,Job-Béare-Abi“ fiir die stadti-
schen Angestellten

Geschaftsnummer 04.000182

Letzte Woche informierte die Firma RTC AG (Bern-Liebefeld) darliber, dass sie mit dem Tarif-
verbund Bern einen Vertrag zur Abgabe von verbilligten BareAbis an die Angestellten abge-
schlossen hat, sogenannten ,Job-BareAbis“. Die Idee ist bestechend einfach: Wer sich zum
Kauf eines BareAbis entschliesst, erhalt dieses rund 25% glinstiger. Die Preisdifferenz uber-
nimmt der Tarifverbund Bern. Auch wer bereits im Besitz eines Abonnements ist, profitiert von
der Preisverglinstigung. In diesem Fall Gbernimmt die Firma die Preisdifferenz. Die Riickmel-
dungen seitens des Personals sind erfreulich, das Unternehmen seinerseits leistet einen
wichtigen Beitrag an eine nachhaltige und umweltgerechte Mobilitat seiner Angestellten. Ahn-
liche Modelle werden Ubrigens seit einigen Jahren in verschiedenen Schweizer Regionen und
Stadten praktiziert.
Die Stadt Bern leidet nachgewiesenermassen unter dem Pendlerverkehr. Mit Uber 3000 An-
gestellten ist die Stadtverwaltung eine der grésseren Arbeitgeberinnen in Bern. Die Arbeits-
orte der Stadtverwaltung sind — von wenigen Ausnahmen abgesehen — allesamt bestens
durch offentliche Verkehrsmittel erschlossen. Es liegt deshalb auf der Hand, dass sich auch
die Stadt Bern fiir eine nachhaltige Mobilitdt engagiert und ihre Angestellten zum Kauf eines
~Job-BareAbis“ motiviert. Mit dieser einfachen und verhaltnismassig kostengiinstigen Mass-
nahme kann sehr direkt das Umsteigen auf den o6ffentlichen Verkehr geférdert werden. Das
Interesse der Transportunternehmungen im Tarifverbund Bern an solchen Vereinbarungen ist
sehr gross.
Aus den dargelegten Grinden wird der Gemeinderat gebeten:
1. Mit dem Tarifverbund Bern (,BareAbi“) einen Vertrag zur Abgabe von vergiinstigten ,Job-
BareAbis” fir stadtische Angestellte abzuschliessen.
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2. Bei den Sozialpartnergesprachen, Firmenbesuchen und lGber das Wirtschaftsamt die Idee
des ,Job-BareAbis“ bei Unternehmungen mit Sitz in Bern zu propagieren.

3. Die kantonalen und eidgendssischen Behdrden aufzufordern, beim ,Job-BareAbi“ eben-
falls mitzumachen.

Bern, 18. September 2003

Antwort des Gemeinderats

Der Gemeinderat teilt grundsatzlich die im Postulat vertretene Auffassung, dass mit der Ein-
fihrung des Job-BareAbis fir die stadtischen Angestellten in verschiedener Hinsicht positive
Auswirkungen zu erzielen waren. Zum einen kdnnte sich die Stadt Bern in der Offentlichkeit
und auf dem Arbeitsmarkt als umweltbewusste Arbeitgeberin profilieren, die nicht nur von
umweltfreundlichem Verhalten spricht, sondern solches Verhalten im Sinne der lokalen Agen-
da 21 auch konkret fordert. Zum andern kdénnte tatsachlich ein Umsteigeeffekt bewirkt wer-
den. Schliesslich kdnnte die Stadt auch ein positives Signal fur ihr Personal aussenden, wenn
sie diese Verglnstigung anboéte.

Zu den einzelnen Punkten des Postulats nimmt der Gemeinderat wie folgt Stellung:

Zu Punkt 1: Das Personalamt hat das neue Angebot des Job-BareAbis zum Anlass genom-
men die stadt-eigene Anstalt Bernmobil, Partnerin im Tarifverbund Bern BareAbi, zu kontak-
tieren und bei ihr eine entsprechende Offerte einzuholen. Diese Offerte liegt inzwischen vor.
Bevor der Gemeinderat entscheiden kann, ob auf die Offerte einzutreten sei, sind allerdings
noch einige Detailfragen personalrechtlicher Natur abzuklaren.

Zu Punkt 2: Die im Vergleich zu anderen Stadten guten Verhaltnisse im Individualverkehr und
die ausgezeichnete 6V-Erschliessung von Stadt und Region sind wichtige Argumente, die fur
den Wirtschaftsstandort Bern sprechen. Die Erhaltung oder Verbesserung dieser Standort-
qualitat ist deshalb im Interesse aller Beteiligten. Der Gemeinderat ist bereit, die Vertreter und
Vertreterinnen der regionalen Verbande anlasslich eines der nachsten Sozialpartnergespra-
che Uber das Angebot Job-BareAbi zu informieren. Das Wirtschaftsamt wird ferner in seinem
Newsletter, der an rund 7000 Firmen und Institutionen geht sowie im Rahmen seiner Kontakt-
gesprache auf das Job-BareAbi hinweisen.

Zu Punkt 3: Sofern tatséchlich das Job-BareAbi fir die stadtischen Angestellten eingeflhrt
werden kann, ist der Gemeinderat bereit, diese Massnahme den kantonalen und eidgendssi-
schen Behérden zur Nachahmung zu empfehlen, beispielsweise im Rahmen der Konferenz
der Personalleiterinnen und —leiter der 6ffentlichen Verwaltungen.

Antrag
Der Gemeinderat beantragt dem Stadtrat, das Postulat erheblich zu erklaren.

Fraktionserklarungen

Erich Ryter (SVP) fur die Fraktion SVP/JSVP: Die Firma RTC im Liebefeld hat mit dieser Akti-
on den Angestellten gegenlber eine nette Geste gemacht, sie bezahlt es selbst. Wie lange
sie das kann und will, ist nicht bekannt. Solche Aktionen sind nicht neu. Nun will der Postulant
prifen lassen, ob eine Verglnstigung des ,Bare-Abis” fir das stadtische Personal mdglich
ware. Die Prufung der Kosten ist offensichtlich fur ihn nicht relevant, fir unsere Fraktion je-
doch schon. Wir sind der Meinung, dass o6ffentliche Gelder flir solche Aktionen nicht benutzt
werden dirfen. Der Postulant meint zu wissen, dass ein grosser Teil des stadtischen Verwal-
tungspersonals den Arbeitsweg nicht per 6V zuricklegt. Wenn das so ist, ist die Motivation
zum Umsteigen nicht mit einer Massnahme zu fordern, welche ein Sponsoring durch die 6f-
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fentliche Hand zur Folge hat. Wir lehnen das Postulat ab. Es ist nicht die Aufgabe des Ge-
meinderats Verkaufsforderung zu betreiben.

Der Postulant Raymond Anliker (SP) fir die Fraktion SP/JUSO: Flinf Franken monatlich pro
Angestellten oder Angestellte flir eine nachhaltige Mobilitat scheint mir verantwortbar und ein
Ziel, dass der Gemeinderat als Arbeitgeber verfolgen kann. Ich weiss nicht, was gegen ein
erfolgreiches Projekt, das von Wirtschaftskreisen gemeinsam mit der 6ffentlichen Hand reali-
siert wird, spricht, wenn man dazu beitragen kann, einen Umsteigeeffekt in Gang zu setzen.
Der Vertrag kann uber ein, zwei oder drei Jahre abgeschlossen werden. Es ist gut investiertes
Geld in die nachhaltige Mobilitat; deshalb bitte ich, dem Postulat zuzustimmen.

Beschluss

Das Postulat wird mit 30 : 22 Stimmen bei 2 Enthaltungen Gberwiesen.

10 Interpellation Thomas Weil (SVP): Bern 2005 - UNESCO Weltkulturerbe oder
Grossbaustelle in der Unteren Altstadt?

Geschaftsnummer 04.000196

Im Jahr 2005 werden wegen des Eroéffnungsspiels im Wankdorfstadion, der Eréffnung des

Kleezentrums und den Feiern zum Albert Einstein Jahr sowie weiteren Sonderausstellungen

in den Museen mehr Touristen nach Bern kommen als je zuvor. Auch der Direktor von Bern

Tourismus betrachtet dieses Ereignis als einzigartige Werbeplattform fiir die Stadt. Allein im

Kleezentrum werden im Erdéffnungsjahr rund 200 000 Besucher und Besucherinnen erwartet.

Gesamthaft ist mit einem nicht abschatzbaren Touristenstrom zu rechnen. Es bietet sich eine

einmalige Vermarktungsmaoglichkeit fir Bern.

Diese Chance sollte eigentlich genutzt werden. Offenbar ist aber das Timing des Gemeinde-

rats so eingestellt, dass gerade in dieser Zeit die Kram- und Gerechtigkeitsgasse saniert wer-

den miussen. Die Touristen missen dann vom Zytglogge bis zum Barengraben eine Gross-
baustelle Gberqueren.

In diesem Zusammenhang wird der Gemeinderat um die Beantwortung folgender Fragen er-

sucht:

1. Warum muss ausgerechnet das Kernstlck der Berner Innenstadt (Kram- und Gerechtig-
keitsgasse) in einem derart wichtigen Jahr saniert werden?

2. Ist der Gemeinderat nicht auch der Meinung, dass aufgrund erhohter Touristenzahlen fir
das Jahr 2005 auch das Gewerbe in der Unteren Altstadt profitieren wirde, sofern dort
nicht nur Baularm und Schutt zu erwarten sind?

3. Hat der Gemeinderat sich tber mdgliche Umsatzeinbussen Gedanken gemacht? Wenn ja,
gibt es ein Konzept zur Verhinderung von Umsatzeinbussen?

4. Mit welchen Massnahmen gedenkt der Gemeinderat, die Attraktivitat der Unteren Altstadt
wahrend der Bauphasen zu gewahrleisten? Kann (berhaupt in dieser Zeit Werbung ge-
macht werden in diesem Stadtteil (Reklameplakate, etc.)?

5. Wie sehen die zu erwartenden Bauzeiten aus? Erfolgt nicht eine unzumutbare Belastung
fur die Innenstadtbevélkerung?

Bern, 20. November 2003
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Antwort des Gemeinderats

Die Gesamtsanierung der Kramgasse und der Gerechtigkeitsgasse gemass dem vom Stadtrat
am 4. Dezember 2003 genehmigten Projekt wird vor allem dadurch ausgeldst, dass der Stras-
senkoérper in einem schlechten Zustand ist und die im Untergrund der beiden Gassen verleg-
ten Gas- und Wasserleitungen das Ende ihrer technischen Lebensdauer erreicht haben.

Zu Frage 1: 1999/2000 wurden nach einer Uberprifung des Gefahrenpotenzials der alten
Gasleitungen bereits provisorische Sicherungsmassnahmen ausgefiihrt, damit die nétige Zeit
fir die Erarbeitung eines Gesamterneuerungsprojekts gewonnen werden konnte. Langer als
bis 2005 dirfen die definitiven Sanierungsmassnahmen nicht mehr aufgeschoben werden.

Die Gassensanierung musste mit Projekten (Sanierung der Lehnenviadukte Postgasshal-
de/Brunngasshalde, Einfihrung einer Begegnungszone in der Unteren Altstadt, Erweiterung
des Rathausparkings) koordiniert werden, zwischen denen es unmittelbare Abhangigkeiten
gibt. Zudem waren bei der Festlegung der Ablaufe weitere Vorhaben in der Innenstadt zu
berlicksichtigen, die aus verschiedenen Griinden nur zeitlich gestaffelt ausgefihrt werden
kdnnen (Erweiterung Casino Parking/Umgestaltung Casinoplatz 2003/2004, Neugestaltung
Bundesplatz 2003/2004, Bahnhofplatz/Bubenbergplatz/Christoffelunterflihrung 2006/2007).

Zu Frage 2: Der Gemeinderat ist sich bewusst und freut sich darliber, dass das Jahr 2005 mit
der Er6ffnung des Zentrums Paul Klee und des neuen Wankdorf-Stadions sowie mit den Ver-
anstaltungen zum 100-Jahr-Jubilaum der Relativitatstheorie (Einstein 05) zusatzliche Gaste
aus aller Welt nach Bern bringen wird. Sie angemessen zu empfangen und ihnen die Stadt
von ihren schdnsten Seiten zu zeigen, ist eine anspruchsvolle Aufgabe, der sich die 6ffentli-
chen und privaten Organisationen und Institutionen gleichermassen stellen missen. Es wird
denn auch an allen Fronten intensiv an den Vorbereitungen fir diesen besonderen Sommer
2005 gearbeitet. Dazu gehort die Planung von wirkungsvollen Kommunikationsmassnahmen
im Zusammenhang mit der Gassensanierung, u.a. im Blick darauf, dass die Geschafte und
Restaurants in der Unteren Altstadt wahrend der Intensivbauphase keinen Schaden erleiden,
sondern von den zu erwartenden héheren Besuchendenfrequenzen profitieren sollen. Im Ub-
rigen ist die Terminkonstellation nicht so unglinstig, wie sie auf den ersten Blick erscheint: Die
oben erwahnten Events werden Ende Juni 2005 stattfinden — zu einem Zeitpunkt, in dem die
larm- und staubintensive Phase der Bauarbeiten in den Gassen bereits voriber sein wird.

Zu Frage 3: Die Gesamtsanierung der beiden Gassen wird zwar die Untere Altstadt ohne
Zweifel belasten, aber nicht nur: Wie sich bei der Marktgasse gezeigt hat, ist eine Grossbau-
stelle in der Innenstadt, zumal wenn sie auf beiden Seiten durch die als Zuschauergalerien
wirkenden Lauben gesaumt wird, auch eine Publikumsattraktion von magnetischer Wirkung.
Insofern missen die Geschafte und Restaurationsbetriebe von der Grossbaustelle nicht zwin-
gend Nachteile und Umsatzeinbussen beflrchten.

Zu Frage 4: Zurzeit wird die Totalunternehmer-Submission fur die Gassensanierung ausge-
wertet. Die Eingaben enthalten ausser den Kostenofferten und Konzepten fir die optimale
technische Realisierung des Vorhabens interessante Vorschlage zur Minderung der Belastun-
gen und Immissionen. Zusatzlich wird ein Kommunikationskonzept vorbereitet, das darauf
ausgerichtet ist, alle einschlagigen Bedirfnisse der Bauherrschaft, der Betriebe und Einrich-
tungen in der Unteren Altstadt, der Anwohnenden sowie der Offentlichkeit zu erfassen und
zielgerichtet zu befriedigen. Gesprache Ulber spezielle Anlasse und Aktivitaten haben auch mit
den Altstadtleis-ten bereits stattgefunden. Uber die Einzelheiten wird zu gegebener Zeit 6f-
fentlich orientiert werden.

Zu Frage 5: Die Kramgasse und die Gerechtigkeitsgasse sind mit ca. 600 m mehr als doppelt
so lang wie die in bautechnischer Hinsicht vergleichbare Marktgasse. Ein derart langes und
breites Stras-senstick im Stadtzentrum in einem Zug und in konzentrierter Bauweise von
Grund auf zu erneuern, ist eine ausserst anspruchsvolle Aufgabe, die mannigfaltige Probleme
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bezuglich Erschliessung der Baustelle, Logistik, Ver- und Entsorgung der angrenzenden Lie-
genschaften, Provisorien, Sicherheit, etc. bietet.

Was die zu erwartende Bauzeit und die Bauabldufe betrifft, so gelten nach wie vor die im
Vortrag des Gemeinderats an den Stadtrat vom 15. Oktober 2003 enthaltenen Aussagen:

,Die bisherigen Erfahrungen mit ahnlich gelagerten, wenn auch weniger umfangreichen Vor-
haben lassen (...) den Schluss zu, dass es mdglich sein wird, die Kramgasse und die Gerech-
tigkeitsgasse gleichzeitig in konzentrierter Bauweise innerhalb von ca. 6 Monaten umfassend
zu sanieren. Der kritische Punkt fir die Einhaltung der Zeitvorgaben liegt vor allem beim
Werkleitungsbau und bei den Verkabelungen.®

Die Projektrealisierung soll durch eine Totalunternehmung (TU) erfolgen, die, wie erwahnt, im
Rahmen einer Submission bestimmt wird. Die TU Gbernimmt die Gesamtplanung und Ausfiih-
rung sowie die Gesamtkoordination. Sie bestimmt mithin auch die Gesamtbauzeit. Dabei sind
folgende maximalen Vorgaben einzuhalten:

Beginn Vorarbeiten ab September 2004
Intensivbauphase April bis September 2005
Fertigstellungsarbeiten bis Dezember 2005

Aufgrund der vorliegenden TU-Offerten kann davon ausgegangen werden, dass diese Eck-
daten nicht Uberschritten werden. Eventuell ist sogar eine Verkurzung der Bauzeit mdglich.
Sobald die entsprechenden Entscheide gefallen sind, werden alle Betroffenen und die Offent-
lichkeit umfassend orientiert.

Der Interpellant ist mit der Antwort teilweise zufrieden.

- Die Traktanden sind alle zu Ende beraten. -
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Eingdnge

Es werden eine Motion, ein Dringliches Postulat, ein Postulat und eine Interpellation einge-
reicht und an den Gemeinderat weiter geleitet, ndmlich:

Motion Catherine Weber, Michael Jordi (GB): BERNMOBIL, Combino & Cie.: Im verflix-
ten siebten Jahr der Auslagerung ist es Zeit fir mehr Kontrolle durch das Parlament

Am 1. Januar 1998 trat das ,Anstaltsreglement der Stadtischen Verkehrsbetriebe (SVB)“ in
Kraft. Bei diesem quasi ersten grossen Auslagerungsschritt hat sich der Stadtrat eine ernst-
hafte Aufsichtspflicht vergeben. Artikel 15 (Aufsicht) sieht vor, dass der Gemeinderat die SVB
beaufsichtigt und den Stadtrat nur dann ber bevorstehende Massnahmen orientiert, wenn die
SVB ,den ihr erteilten Leistungsauftrag Uberschreiten oder in anderer Weise nicht oder
schlecht erfillen®.

Zwar ist BERNMOBIL im Gegensatz zu ewb und Stadtbauen nicht im ,direkten Besitz* der
Stadt. Trotzdem hat die Stadt — und dabei namentlich der Stadtrat — eine Verantwortung, so-
wohl was den sicheren und zuverlassigen Betrieb und den Ausbau des Offentlichen Ver-
kehrsnetzes betrifft als auch bezlglich der Sicherheit gegentiber den Kundinnen und Kunden
von Tram und Bus. Auch wenn die Stadt an dem Unternehmen nur indirekt finanziell beteiligt
ist, wird BERNMOBIL als stadtisches Verkehrsbetriebsunternehmen wahrgenommen, bzw. mit
der Stadt identifiziert. Immerhin wahlt der Stadtrat die Mitglieder des Verwaltungsrates, davon
ein Mitglied des Gemeinderates (einweiteres Mitglied des Gemeinderates bestellt von Amtes
wegen das Prasidium und muss nicht vom Stadtrat gewahlt werden).

Speziell vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussion Uber die Sicherheit der Combino-
Trams und den damit verbundenen offenen Fragen zu Risiken, Haftung, Zusatzkosten und
Entschadigung bei Ausfall oder Ersatz u.a.m. ist es unabdingbar, dass sich der Stadtrat ein
Stick Aufsichtsrecht zuriickerobert und damit den Kundinnen und Kunden von BERNMOBIL
gegenuber signalisiert, dass er sich nicht vor der Mitverantwortung drickt.

Der Gemeinderat wird deshalb beauftragt, dem Stadtrat eine Teilrevision des Anstaltsregle-
ments zu unterbreiten, in welchem ein neuer Artikel ein erweitertes Aufsichtsrecht des Stadt-
rates regelt (im Besonderen Kenntnisnahme von Geschaftsentwicklung, Investitions- und Fi-
nanzplanung, strategischen Zielen und Sicherheitsfragen durch eine zustandige stadtratliche
Kommission).

Bern, 13. Mai 2004

Motion Catherine Weber, Michael Jordi (GB), Natalie Imboden, Martina Dvoracek, Simon
Réthlisberger, Erik Mozsa, Annemarie Sancar-Flickiger

Dringliches Postulat Fraktion GFL/EVP (Ueli Stiickelberger, GFL): Bahnhofplatz: Time-
out sinnvoll nutzen und Projekt optimieren

Das Projekt betr. Umgestaltung des Bahnhofplatzes ist noch nicht vom Gemeinderat z.H. des
Stadtrates verabschiedet worden. Faktisch hat die ausstehende Verabschiedung der Vorlage
eine Verzodgerung des ursprunglichen Fahrplans um mindestens ein halbes Jahr zur Folge:
Die GFL/EVP-Fraktion geht davon aus, dass das Projekt aus zeitlichen Griinden nicht mehr
dieses Jahr den Stimmberechtigten zur Abstimmung vorgelegt werden kann.

Die GFL/EVP-Fraktion steht grundsatzlich hinter dem Projekt betr. Umgestaltung des Bahn-
hofplatzes. Eine Umgestaltung des Bahnhofplatzes und eine gestalterische Aufwertung des
ganzen Perimeters sind dringend notwendig.
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Die GFL/EVP-Fraktion hinterfragt nicht grundsatzlich die vom Stadtrat getroffenen Eckpunkte
wie die Verkehrsfiihrung fir den motorisierten Individualverkehr auf dem Bahnhofplatz bzw.
die Frage des Daches. Wirden diese Punkte in Frage gestellt, hatte dies eine Neuprojektie-
rung zur Folge, was zu grossen Verzdgerungen fiihren wiirde. Dies will die GFL/EVP-Fraktion
nicht.

Trotzdem ist die GFL/EVP-Fraktion nicht in allen Punkten vom Projekt Uberzeugt. Das Projekt

ist zu verbessern. Sie ist Giberzeugt, dass die sich abzeichnende Verzégerung von mindestens

einem halben Jahr produktiv genutzt werden kann. Dies ist notwendig, damit das Projekt in
wichtigen Punkten so Uberarbeitet und optimiert werden kann, dass die Akzeptanz des Pro-
jekts erhoht wird.

Fir die GFL/EVP-Fraktion stehen folgende Punkte im Vordergrund, die nochmals vertieft zu

hinterfragen und zu Uberarbeiten sind:

1. Gestaltung des Bubenbergplatzes: Die bekannte Lésung, die aus einer reinen Verkehrs-
anlage besteht, Uberzeugt uns nicht. Es ist eine gestalterisch ansprechende Losung zu
entwickeln.

2. Besserer Projekteinbezug der Kreuzung Schanzenbriicke/Laupenstrasse/Hirschengraben.

3. Platzgestaltung auf dem Bahnhofplatz: Die isolierte 6V-Haltestelle fir — und nur — die Li-
nie 11 mitten auf dem Platz ist zu Uberdenken. Der 11er-Bus kdénnte auch vor dem
Schweizerhof (wie die Line 20 und 21) anhalten.

4. Gestaltung der 6V-Fuhrung vor der Heiliggeist-Kirche: Die neue Tramstation darf die Hei-
liggeistkirche nicht beeintrachtigen.

5. Dach auf dem Bahnhofplatz: Die Dimension und die Lage des geplanten Daches sind zu
Uberpriifen. Es ist auch eine Ldsung mit einzelnen Uberdeckungen der Wartezonen zu
prufen.

Aus diesen Griinden wird der Gemeinderat gebeten, die Verzdégerung aktiv zu nutzen und das

Projekt betr. den Bahnhofplatz in den genannten Punkten zu Uberarbeiten und zu optimieren.

Begriindung der Dringlichkeit:

Der Stadtrat sollte noch vor den Herbstferien dartber befinden, welche Bereiche des Projekts
aus seiner Sicht es verdienen, Uberarbeitet zu werden. Nur so kann erreicht werden, dass
maéglichst keine Zeit verloren geht und die Uberarbeitung zligig an die Hand genommen wer-
den kann, damit in der 1. Halfte des Jahres 2005 die Stimmberechtigten Uber die Vorlage be-
finden kdénnen.

Bern, 13. Mai 2004

Dringliches Postulat Fraktion GFL/EVP (Ueli Stickelberger, GFL), Conradin Conzetti, Verena
Furrer-Lehmann, Anna Coninx, Barbara Streit-Stettler, Michael Straub

Die Dringlichkeit wird vom Biiro des Stadtrats bejaht.

Postulat Dieter Beyeler, Lydia Riesen (SD): Rauchfreie Jugend unter 18 Jahren

Das Baselland sendet in Kiirze, bisher einzigartig in der Schweiz, ein neues Gesetz in die
Vernehmlassung: Jugendlichen unter 18 Jahren soll zuklinftig der Kauf von Zigaretten nicht
mehr gestattet werden. Als flankierende Massnahme sollen die im Freien angebrachten Ziga-
rettenautomaten demontiert werden. Das Verkaufspersonal in Kiosken und Geschéaften soll
legitimiert werden, in Zweifelsfallen einen Altersausweis verlangen zu dirfen.

Gemass Umfragen hat das neue Gesetz gute Chancen, beim Parlament von Baselland positiv
beurteilt zu werden.
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Nach Meinung der Postulanten ware auch in der Stadt Bern, nebst den bestehenden Antirau-
cher-Aktionen, eine solche Praventivoffensive sinnvoll. Die jingsten Raucherinnen und Rau-
cher sind zum Teil kaum zwdlf Jahre alt. Uberaus stark vertreten sind vor allem die ab sech-
zehn Jahre alten Jugendlichen, dabei stark im ansteigen begriffen ist der Frauenanteil mit
jetzt bereits deutlich Uber 30%.

Der Gemeinderat wird gebeten zu prifen, welche Méglichkeiten bestehen, ein solches Verbot
auch in der Stadt Bern umzusetzen. Insbesondere sollte es auch ein Anliegen sein, beste-
hende Raucherzonen in Schulhdusern aufzuheben, Schulhduser und Schulareale sollen gene-
rell als rauchfreie Zonen deklariert werden.

Bern, 13. Mai 2004
Postulat Dieter Beyeler, Lydia Riesen (SD)

Interpellation Catherine Weber, Nathalie Imboden (GB): Lehrstellen-Notstand auch 2004:

Was kann die Stadt Bern tun?

Im Postulatsbericht auf unser dringliches Postulat vom 20. Marz 2003 (Antwort des Gemein-

derates vom 28. Mai 2003, im Stadtrat Uberwiesen am 19. Juni 2003) erklarte sich der Ge-

meinderat bereit, auch fir 2004 Massnahmen fir die zusatzliche Schaffung von Lehrstellen zu
ergreifen.

Laut Artikel im ,Bund“ vom 8. Mai 2004 wird sich die Situation in den kommenden Jahren

noch verschérfen, sodass der Schaffung von zusatzlichen Lehrstellen, Uberbriickungspraktika

u.a.m. nach wie vor hohe Prioritdt zukommen muss. Sowohl der Kanton als auch die Wirt-

schaft haben dies offensichtlich erkannt, die stadtische Verwaltung als vielfaltige Arbeitgebe-

rin ist aber ebenso erneut gefordert.

Gestlitzt auf den oben erwahnten Postulatsbericht und auf die aktuelle Situation fragen wir

daher den Gemeinderat:

1. Wie viele Lehrstellen insgesamt (neue ab 2004 und bereits friiher begonnene) kann die
Stadt ab August 2004 anbieten und in welchen Bereichen?

2. Wie viele Lehrstellen insgesamt (neue ab 2004 und bereits friher begonnene) bieten die
von der Stadt subventionierten Betriebe an und in welchen Bereichen? Und: sind allenfalls
zusatzliche Lehrstellen, Praktikumstellen oder Schnupperlehrwochen moglich?

3. Wie kann das stadtische Wirtschaftsamt diesbezlglich vermehrt und nachhaltiger tatig
werden? Gibt es diesbezliglich konkret definierte Aufgaben und Ziele?

4. Was haben die im Postulatsbericht erwahnten Interventionen der stadtischen Lehrlingsbe-
auftragten bei den kantonalen Behdrden erreicht?

5. Ist ein weiterer Ausbau der Angebote des BWB fir 2004 geplant, wenn Nein, weshalb
nicht, wenn Ja, in welchem Rahmen und in welchen Bereichen?

6. Bestehen Kontakte mit den lokalen Wirtschaftskreisen und welche Resultate sind bereits
zu vermelden? Ist die Stadt im kantonalen Projekt mit den Wirtschaftsverbanden ,Ge-
meinsam fur mehr Lehrstellen” involviert?

Bern, 13. Mai 2004

Motion Catherine Weber, Natalie Imboden (GB), Martina Dvoracek, Annemarie Sancar-
Flackiger
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Namens des Stadtrats
Die Prasidentin: Margrit Stucki-Mé&der

Die Protokollfihrerin: Anna Tschannen

697



	Protokoll Nr. 15
	Inhaltsverzeichnis

	Präsenzliste der Sitzung 17.00 bis 19.55 Uhr
	Mitteilung der Präsidentin
	Persönliche Erklärung
	1- Flankierende Massnahmen zum Neubau des Fussbal
	2Motion Andreas Hofmann (SP) vom 14. September 1995: Wohnen auf der Tellstrasse; Abschreibung
	6Motion Michael Jordi \(GB\): Quartierschonend�
	Fraktionserklärungen
	Einzelvoten
	Beschlüsse

	3Motion Fraktion GFL/EVP \(Ueli Stückelberger, �
	Fraktionserklärungen
	Beschluss

	4Dringliche Interpellation Fraktion SVP/JSVP \(H
	Fraktionserklärungen

	5Dringliche Interpellation Margrit Thomet \(SVP�
	Fraktionserklärungen
	Einzelvoten

	7Motion Fraktion SP \(Oskar Balsiger\) vom 29.�
	Fraktionserklärungen
	Beschluss

	8Postulat Oskar Balsiger \(SP\): Abstimmen der�
	Antwort des Gemeinderats
	Antrag
	Beschluss

	9Postulat Fraktion SP/JUSO \(Raymond Anliker, SP
	Antwort des Gemeinderats
	Antrag
	Fraktionserklärungen
	Beschluss

	10Interpellation Thomas Weil \(SVP\): Bern 200�
	Antwort des Gemeinderats

	Eingänge
	Motion Catherine Weber, Michael Jordi \(GB\): �
	Dringliches Postulat Fraktion GFL/EVP \(Ueli St�
	Postulat Dieter Beyeler, Lydia Riesen (SD): Rauchfreie Jugend unter 18 Jahren
	Interpellation Catherine Weber, Nathalie Imboden (GB): Lehrstellen-Notstand auch 2004: Was kann die Stadt Bern tun?
	Schluss der Sitzung: 19.55 Uhr.


